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Dumping. 


Unter den vielen Miſſetaten, deren ſich 
Deutſchland gegen die ganze Welt ſchuldig 
gemacht haben ſollte, zählte in dem Preſſe⸗ 
feldzug der engliſchen Blätter während des 
Krieges das ſogenannte Dumping zu den 
ſchwerſten. Dumping iſt der bildhafte (es 
veranſchaulicht das Umkippen einer Lore, die 
ſich dadurch von einem Sturz entladet) Aus⸗ 
druck für die Schleuderkonkurrenz Deutſch⸗ 
lands auf dem Weltmarkt. Die Anklage des 
Dumping, von der die Engländer in ſo reichem 
Maße Gebrauch machten, iſt, wie ſo viele der 
gegen Deutſchland erhobenen Inklagen, in 
Deutſchland ſelbſt formuliert worden. Vor 
dem Kriege hat es, namentlich aus der Feder 
wiſſenſchaftlicher Freihandelstheoretiker, eine 
zahlreiche eigene Literatur gegeben, in der 
insbeſondere einzelne deutſche Syndikate be- 
ſchuldigt wurden, billiger ins Ausland zu 
verkaufen, als der inländiſche Konſument 
kaufen konnte. Dieſe Syndikate ſollten ſogar 
unter dem inländiſchen Produktionspreiſe die 
Waren nach dem Auslande verſchleudern und 
die ſo entſtehenden Verluſte durch beſonders 
hohe Aufſchläge auf den Inlandspreis wieder 
einbringen. Die Verfaſſer dieſer deutſchen An⸗ 
klageſchriften hatten dabei natürlich in erſter 
Linie die vorgebliche Benachteiligung der deut⸗ 
ſchen Käufer im Auge. Das Ausland aber 
verfolgte dieſe Literatur beſonders um bes- 
willen ſehr aufmerkſam, weil ihm das Wich⸗ 
tige daran die Aufhellung der Gründe war, 
aus denen es Deutſchland möglich blieb, 
ſtets Sieger im internationalen Warenwett⸗ 


bewerb zu bleiben. In den antideutſchen 
Kreiſen der Welt bildete ſich, geſtützt auf die 
deutſchen Angeber, immer mehr und mehr 
die Anſicht heraus, daß nicht deutſche Tüchtig⸗ 
keit in der Produktionstechnik, ſondern ledig⸗ 
lich die deutſche Schleuderei die Urſache der 
erfolgreichen Konkurrenz der deutſchen Ware 
wäre. In den letzten engliſchen Wahlkämpfen 
hat, was nach dem Geſagten eigentlich ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt, die Ankündigung eines Anti⸗ 
Dumping⸗Geſetzes durch Lloyd George eine 
große Rolle geſpielt. In den Reden Lloyd 
Georges und ſeiner Anhänger wurde der Be⸗ 
griff des Dumping definiert als „Verkauf 
von Waren in England unter ihren heimiſchen 
Produktionskoſten“. 

Schon gegen die Abſicht eines ſolchen Ge⸗ 
ſetzes iſt von den grundſätzlichen Freihändern 
in England während der Wahlkampagne Ein⸗ 
ſpruch erhoben worden. Kein Wunder, daß 
ſie nun, da tatſächlich Lloyd George einen 
Geſetzentwurf eingebracht hat, der das eng⸗ 
liſche Handelsamt ermächtigt, im Falle von 
Dumping Zölle einzuführen, gegen dieſes Gi- 
ſetz um ſo mehr Sturm laufen, als es auf 
einem ganz anderen Begriff von Dumping auf⸗ 
gebaut iſt. Nach dem neuen engliſchen Geſetz⸗ 
entwurf wird nämlich des Dumping verdäch⸗ 
tig eine Ware nicht nur dann ſein, wenn ſie 
in England unter den heimiſchen Produktions⸗ 
koſten angeboten wird, ſondern auch dann, 
wenn ſie in England niedriger verkauft wer⸗ 
den ſoll, als der Verkaufspreis im Heimat⸗ 
land ſich ſtellt. Urſprünglich hatte außerdem 
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Lloyd George derartige Zweckzölle nur für die 
Erzeugniſſe der ſogenannten Schlüſſel⸗ 
induſtrien Englands vorgeſehen, und er hatte 
als Schlüſſelinduſtrien ſolche bezeichnet, „von 
denen das Leben der Nation abhängt“. Tat⸗ 
ſächlich geht nun aber der Kreis der lebens⸗ 
wichtigen und zu ſtützenden Induſtrie weit 
über dieſe Definition hinaus. Der Mancheſter 
Guardian, der, ſeiner alten traditionellen 
handelspolitiſchen Ueberzeugung nach an der 
Spitze der Tarifgegner kämpft, ſagt ironiſch, 
aus dem neuen Geſetzentwurf könne die eng⸗ 
liſche Nation „zu ihrer Ueberraſchung lernen, 
daß ihre Exiſtenz nach Lloyd Georges 
Meinung durch die Einfuhr von fremden Gas⸗ 
mänteln gefährdet wird“, denn neben Maßen 
und Gewichten und allen möglichen Erzeug⸗ 
niſſen der Kleineiſeninduſtrie werden auch 
Gasmäntel als Schlüſſelprodukte engliſcher 
Induſtrie in dem Geſetzentwurf bezeichnet. Ge⸗ 
rade der Mancheſter Guardian betont mit 
großer Schärfe, daß es ſich hier im Grunde 
um gar nichts anderes, als um die Ein⸗ 
führung eines Schutzzolltarifes auf Umwegen 


handelt. Und ganz mit Recht betont das eng⸗ 


liſche Blatt, daß der dadurch eingeführte Pro⸗ 
tektionismus um ſo ſchärfer ſei, als der Be⸗ 
griff des niedrigeren Verkaufspreiſes durch 
die herrſchenden Valutenverhältniſſe überaus 
unklar iſt, und daß dieſe Unklarheit dem eng⸗ 
liſchen Board of trade die Möglichkeit gibt, 
engliſche Waren vor jeder ausländiſchen Kon⸗ 
kurrenz zu ſchätzen. 

Nun iſt das auf den Schutzzoll hingehende 
Beſtreben der engliſchen Regierung für jeden, 
der nicht unbedingt im Freihandel ſteht, durch⸗ 
aus begreiflich. Daß die Tage des engliſchen 
Freihandels gezählt ſind, iſt ſicher, und für den 
Frieden der Welt wäre es beſſer geweſen, wenn 
England ſchon früher dazu übergegangen 
wäre, ſeine Induſtrien durch Zölle zu ſchützen, 
und damit verhindert hätte, daß die Mißſtim⸗ 
mung über die deutſche Konkurrenz die Kriegs⸗ 
treiber in England weſentlich unterſtützen 
konnte. Aber es liegt durchaus nicht im deut⸗ 
ſchen Intereſſe, daß die Anhänger der Shug- 

zoll⸗Idee ſich für die Notwendigkeit ihrer 
Pläue wieder auf deutſche Sünden berufen, 
und deshalb erſcheint es doch angebracht, ein- 
mal grundſätzlich ein paar Worte über das 
Dumping zu ſagen. Es ſoll hier gar nicht 


unterſucht werden, ob nicht in dem einen 
oder anderen Fall die Klage gegen das eine 
oder andere deutſche Kartell berechtigt ge- 
weſen iſt. Hier und da mag vielleicht wirk⸗ 
lich einmal die deutſche Volkswirtſchaft da⸗ 
durch geſchädigt worden ſein, daß zu unſinnig 
niedrigen Preiſen ausgeführt und der Aus⸗ 
fall dem deutſchen Konſumenten aufgehalſt 
worden iſt. Aber ſelbſt, wo ſolche Fälle rein ſtati⸗ 
ſtiſch nachgewieſen werden, iſt noch immer nicht 
ohne weiteres damit auch die Bewucherung 
des Inlandes erwieſen, die die Autoren meiſt 
aus der Differenz zwiſchen Inlands- und 
Auslandspreis bereits als ſelbſtverſtändlich 
annehmen. Geſetzt den Fall, aus der Statiſtik 
gehe wirklich hervor, daß die Produktions- 
unkoſten auf eine beſtimmte Ware X Mark 
betragen, fo bezieht fich diefe Unkoſtenberech⸗ 
nung doch auf das einzelne Stück oder eine 
beſtimntte Mengeneinheit und fie hat zur Bor- 
ausſetzung, die Erzeugung einer ganz beſtimm⸗ 
ten Geſamtmeuge. Mit jeder Tonne Minder- 
erzeugungſteigtdie Unkoſtenrate. Und nun ziehe 
man einmal die geſamte Ausfuhr eines Werkes 
oder einer Induſtriegruppe von dieſer Geſamt⸗ 
erzeugung ab, ſtelle ſich vor, wie groß der 
ohne die Ausfuhr verbleibende Reſt der Er⸗ 
zeugung wäre und wie, auf dieſen Reſt be⸗ 
rechnet, die Unkoſten für die einzelne Mengen⸗ 
einheit ſich ſtellen würden. Mit anderen 
Worten: Jede Vergrößerung der Produktion 
verbeſſert die Unkoſten und ſteigert die Pro⸗ 
duktivität. Selbſt wenn alſo feſtſteht, daß ein 
beſtimmter Artikel im Inland höher verkauft 
wird, als es nach Maßgabe der Geſtehungs⸗ 
koſten nötig wäre, ſo iſt es bei gleichzeitigem 
Beſtehen einer ſtarken Ausfuhr wahrſcheinlich, 
daß ohne die Produktion dieſer Ausfuhrmenge 
die Unkoſten für die inländiſchen Mengen- 
einheiten ſich ſo hoch ſtellen würden, daß 
der Produzent im Inland den gleichen, wenn 
nicht gar einen höheren Preis fordern müßte. 
Nun kann man, vom inländiſchen Stand- 
punkt aus geſehen, natürlich behaupten, daß 
die Schädigung nicht allein in der billigeren 


Lieferung der einzelnen Ware, als vielmehr 


in der Fortwirkung dieſer billigeren Beliefe⸗ 
rung des Auslandes liegt. Denn wenn be- 
ſtimmte Rohmaterialien oder Halbfabrikate 
billiger ans Ausland geliefert werden, als ſie 
der heimiſche Bezieher kaufen kann, ſo liegt die 
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Gefahr vor, daß der heimiſ che Weiterverarbeiter 
gegenüber dem Ausland in ſeiner Konkurrenz⸗ 
fähigkeit gehemmt wird. Dieſes Problem ſoll 
hier gar nicht genau unterſucht werden, 
nur möchte ich andeuten, daß es ſich hier tat⸗ 
ſächlich um ein ſehr ſchwieriges und kom⸗ 
pliziertes Problem handelt, deſſen Schwierig⸗ 
keit im umgekehrten Verhältnis zu der Sorg⸗ 
falt ſteht, mit der in der deutſchen Literatur 
dieſe Frage unterſucht worden iſt. Denn eine 
gründliche Unterſuchung der Frage würde 
nicht bloß eine ſtatiſtiſche Gegenüberſtellung, 
ſondern eine genaue Erforſchung der pro- 
duktionstechniſchen Verhältniſſe in den ein⸗ 
zelnen Induſtrien, namentlich der Beziehun⸗ 
gen zwiſchen den gemiſchten Werken und Den- 
jenigen Produzenten erfordern, die das zu 
veredelnde Fabrikat auf dem Markt kaufen 
müſſen. 


Angeſichts der neuen engliſchen Geſetzes⸗ 
vorlage intereſſiert hier aber etwas anderes. 
Gerade wenn die deutſchen Ankläger gegen 
das Dumping recht hätten, ſo würde England 
doch gar keine Veranlaſſung haben, ſich gegen 
den billigen Warenbezug aus Deutſchland zu 
wehren. Denn bei dem fog. Dumping handelt 
es ſich ja faſt nie um Fertigfabrikate, ſondern 
gerade um Rohſtoff- und Halbfabrikate, deren 
billiger Bezug doch die Konkurrenzfähigkeit 
der engliſchen Induſtrie ſtärken müßte. Der 
engliſche Dumping⸗Geſetzentwurf ſieht nun 
aber, wie gejagt, auſcheinend gar nicht in 
erſter Linie den Schutz gegen ſolche Waren 
vor, ſondern vielmehr gerade den Schutz gegen 
die erfolgreiche Konkurrenz in Fertigfabri⸗ 
katen. Nur hier kann ja auch der Schutz 
praktiſch werden, denn es ift kaum angu- 
nehmen, daß es in Zukunft noch den beut- 
ſchen Erzeugern geſtattet werden wird, Kohlen, 
Stabeiſen, Bleche und Träger zu billigen 
Preiſen ins Ausland zu verſchleudern. Im 
letzten Heft des „Plutus“ iſt ausdrücklich dar⸗ 
auf hingewieſen worden, daß jede planmäßige 
Wirtſchaft aus Gründen des Rohſtoffmangels 
und des Ueberfluſſes an heimiſcher Arbeits⸗ 
kraft darauf gerichtet ſein muß, nur Qualitäts- 
ware, alfo bis in ein weites Stadium hinein 
veredelte Rohſtoffe auszuführen. 


Aber anſcheinend richtet ſich der Wunſch 
der engliſchen Protektioniſten gerade darauf, 
die Veredelungsinduſtrie für England zu er⸗ 
halten und die Konkurrenz gerade in 
Qualitätswaren zu erſchweren. Dieſes Be⸗ 
ginnen verkennt die Lage auf den Weltmärkten 
vollkommen, denn der Warenhunger iſt augen⸗ 
blicklich ſo groß und ſteht in einem ſo ſchreien⸗ 
den Gegenſatz zu den Vorräten an Roh⸗ 
material, daß zunächſt für eine ganze Reihe 
von Jahren alle Fertiginduſtrien der Welt 
kaum ſo viel werden liefern können, wie von 
ihnen verlangt wird. Aber vor allem: hier 
handelt es ſich doch gar nicht mehr um eine 
Abwehr gegen das Dumping, denn bei ſolchen 
Qualitätswaren hat von Dumping kaum je 
die Rede ſein können. Schon deshalb nicht, 
weil in den Fertigwaren die kartellmäßigen 
Organiſationen zumeiſt gefehlt haben, die ja 
die Vorausſetzung eines großzügigen Dum⸗ 
pingverfahrens wären. Hier lag meiſt die 
Ueberlegenheit der deutſchen techniſchen Me⸗ 
thoden vor, für die allerdings die große Aus⸗ 
fuhr an ſich nicht ohne Bedeutung, wenn nicht 
gar die Vorausſetzung geweſen ſind. Inwie⸗ 
weit ſich bei der naturgemäß gegebenen Not⸗ 
wendigkeit der Beſchränkung der Ausfuhr in 
den nächſten Jahren dieſe hoch entwickelten 
Methoden aufrechterhalten laſſen werden, kann 
jetzt noch niemand ſagen. Es iſt eben nicht 
ausgeſchloſſen, daß die wahrſcheinliche Ge- 
ſamteinſchränkung der deutſchen Produktion 
die Konkurrenzfähigkeit der deutſchen In⸗ 
duſtrie auf dem Weltmarkt bedeutend droſſelt. 

Jedenfalls ergibt ſich aus den Antidum 
pingbeſtrebungen in England die dringende 
Mahnung für das deutſche Unternehmertum 
und auch für die ſtaatlichen Wirtſchafts⸗ 
inſtanzen, jede Verſchleuderung deutſcher 
Waren an das Ausland zu vermeiden und 
ihr mit aller Macht entgegenzuarbeiten. Denn 
abgeſehen davon, daß der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft und der deutſchen Zahlungsbilanz 
dadurch erheblicher Eintrag geſchieht, würde 
durch grobe Ausſchreitungen auf dieſem Ge⸗ 
biet den jetzigen engliſchen. Staatsmännern 
ihre Abſicht ſehr erleichtert werden, deutſche 
Schuld als Kuliſſe vor ihren neuen Schutz⸗ 
zolltarif zu ſchieben. 
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Die Srankfurter Wankmelt. 


Wandlungen nach dem Kriege. 


Ein Berliner Illuſtriertes Blatt brachte vor 
kurzem Bilder von den deutſchen Börſen. Da konnte 
man jin einen überfüllten Berliner Börſenſaal 
blicken und darunter fand man als kraſſes Gegen⸗ 
ſtück eine Photographie der ſchönen Frankfurter Börſe, 
in der man kaum drei Dutzend Männlein zählen 
konnte. Dieſe Gegenüberſtellung hat in der alten 
Krönungsſtadt böſes Blut gemacht und man kann 
jagen: mit Recht. Denn entweder hat der Photograph 
in Berlin um 1 Uhr, alſo um die Stunde des 
Hauptverkehrs, in Frankfurt a. M. aber um 3 Uhr, 
wenn kaum noch jemand im Saale anweſend iſt, 
ſeine Aufnahmen gemacht, oder aber es handelt ſich 
um eine ſehr alte Photographie. Vor dem Kriege, 
das ift zuzugeben, war tatfächlich die Bedeutung 
des Frankfurter Börſenplatzes ſcharf rückgängig ge⸗ 
weſen. Heute aber pulſiert da ein Leben, über das 
man ſich herzlich freuen könnte, wenn ſich darin 
auch ein entſprechendes, geſundes Wirtſchaftsleben 
widerſpiegeln würde. Woher kommt es nun, daß 
auf einmal der Frankfurter Platz innerhalb und 
außerhalb der Börſe fo außerordentlich auflebt? 

Um das zu verſtehen, muß man ein bißchen 
weiter zurückgehen in der Geſchichte und ſich erinnern, 
daß Frankfurt a. M. früher die Börſenſtadt war, 
lange bevor Berlin eine irgendwie maßgebende Nolle 
ſpielt. Das iſt dann aus zwei Gründen anders 
geworden: Durch die Gründung des Reiches zentrali⸗ 
ſierte ſich immer mehr auch das wirtſchaftliche, das 
Bank» und Börſenleben in der Neichshauptſtadt. 
Unterſtützt wurde dieje Bewegung durch die Bequem⸗ 
lichkeit der Frankfurter. Frankfurt war und iſt ſelbſt 
heute noch außerordentlich reich, und dieſer Reihe 
tum verlockte, unterſtützt von der allzu weichen Luft 
gar zu ſehr zum bequemen Vermögenverwalten an= 
ſtelle des Vermögenſchaffens, und darüber hinaus 
auch zum möglichſt gediegenen und genußvollen 
Konſumieren der erworbenen Gelder. Immer mehr 
kam Frankfurt in dieſe Rolle des Verbrauchers, des 
Genießers; immer dünner wurde die Schar der 
produzierenden Köpfe. Die Liquidierung des Hauſes 
Vothſchild war nur ein Beiſpiel. Als nun letzten 
Endes die wenigen ſchaffenden Köpfe ſtarben, wie 
vor allem: Leopold Sonnemann, Wilhelm Merten 
und Franz Adickes, da drohte eine ſchwere Kriſis 
der Bedeutung des Frankfurter Platzes, ohne daß 
man es zunächſt äußerlich merkte. Vermutlich hätte 
man noch lange ſo dahingelebt, wenn nicht der Krieg 
die Geiſter aufgerüttelt hätte, der Krieg, der zunächſt 
mal eine ſcharfe weitere Konzentration des ganzen 
Wirtſchaftslebens in Berlin mit fih brachte durch 
die Gründung der Kriegsgeſellſchaften und dadurch, 
daß ſämtliche auftragvergebenden Reichgitellen dort 
ihren Sitz haben. Der Direktor und Kaufmann aus 
der Provinz mußte faſt Woche für Woche die un⸗ 
angenehme Bahnfahrt nach Berlin antreten. Wurde 
das ſchon draußen im Reiche unangenehm empfunden, 


ſo kommt dazu noch die Erkenntnis, daß der Krieg 
auch bei einem verhältnismäßig günſtigen Ausgang 
eine ſchwere Verarmung nach ſich ziehen müßte, 
und daß ſinfolgedeſſen es nicht mehr angehe, die 
Rolle eines Privatmannes zu ſpielen, daß jedermann 
wieder anfangen müſſe, zu arbeiten. 

Dieſer Gedanke hat in Frankfurt elektriſierend 
gewirkt und auch das alte Geldpatriziat aufgerüttelt. 
Noch während des Krieges kam beiſpielsweiſe eine 
Vereinigung von führenden Privatbankfirmen zu⸗ 
ſtande, die gemeinſame Geſchäfte machen und gemein⸗ 
ſam für dieſe Geſchäfte Solidarhaft übernehmen wollte. 
Offenbar war hauptſächlich dabei an eine ſpätere 
Akzeptierung im internationalen Handel gedacht. 
Ob ſeit den damaligen Geſchäften in der Zwiſchenzeit 
viel geſchehen iſt, iſt zweifelhaft. Oeffentlich iſt auf 
jeden Fall nichts mehr bekanntgeworden. In der 
Zwiſchenzeit hat aber das Unglück des Reiches dafür 
geſorgt, daß die Frankfurter Vankfirmen reichlich zu 
tun bekamen. Die Nähe des beſetzten Gebietes und 
leider auch das „Loch am Rhein“ brachten eine 
Fülle an Kredits und ſonſtigen Geſchäften. So ijt 
vor allem die Wareneinfuhr von den meiſten Frank⸗ 
furter Großbankfilialen finanziert worden. Ob dabei 
freilich immer das privatkapitaliſtiſche Intereſſe mit 
dem volkswirtſchaftlichen in Einklang gebracht worden 
iſt, iſt einigermaßen zweifelhaft. Darüber hinaus aber 
hat man wohl in Frankfurt noch mehr als anderswo 
ſehr ſchnell die internationalen Beziehungen wieder 
angeknüpft. Es ſind vor allem von den für aus⸗ 
ländiſche Rechnung gekauften Effekten außerordent⸗ 
lich viel in Frankfurt gekauft worden. Das hat zwei 
Gründe: Die gute geographiſche Lage der Stadt, 
die einen recht ſchnellen brieflichen, aber auch draht⸗ 
lichen Weg mit Holland und der Schweiz ermög- 
licht und darüber hinaus die außerordentlich intimen 
Verbindungen des Platzes mit den Finanzzentren 
der Welt. 

Frankfurt a. M. iſt nämlich eine Art Hoch⸗ und 
Vorſchule für den internationalen Bankier geweſen, 
eine Art Mutterland, das überall feine Kolonien erx 
richtet hat. Das mag ſich daraus erklären, daß das 
Frankfurter Ghetto ſo viele Intelligenzen und kluge 
Rechner hervorgebracht hat, daß man ſie an Ort und 
Stelle gar nicht verwenden konnte, um ſo weniger, als 
dieſer Platz lange Zeit ſtagnierte. So ſehen wir allenta 
halben an führenden Stellen Frankfurter. Es ſei 
erinnert an die Firmen Kuhn, Loeb & Co., Speyer 
& Co., Hallgarten, Seligman, Heidelbach, Ickelheimer, 
Lazard frères und viele andere in New Pork, die 
durchweg Frankfurter Teilhaber haben, ebenſo wie 
ſehr viele Häuſer in London, Paris, Amſterdam, 
ſelbſt wenn die Firmen oft ſehr eingeboren klingen. 
Dieſe nahe Verbindung mag für den Wiederaufbau 
der deutſchen Wirtſchaft von ſehr großer Bedeutung 
ſein, denn man erinnert ſich im allgemeinen ſehr 
gerne der Frankfurter Herkunft und der Frankfurter 
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Beziehungen, auch dort, wo man auf Berlin manhe 
mal recht ſchlecht zu ſprechen ijt. Datſache iſt übrigens, 
daß die alten Fäden heute ſchon recht eifrig wieder 
angeknüpft werden. In Frankfurt a. M. hat daran 
wohl den größten Teil die Firma Lazard 
Speyer⸗Elliſſen, die heute unbeſtritten als das 
größte Frankfurter Bankhaus gilt, das namentlich 
auf dem Deviſenmarkte zurzeit eine führende Rolle 
ſpielt. 

Gerade dieſe Firma hat es verſtanden, ſich 
ſchnell den Zeitverhältniſſen anzupaſſen, Sie hat ſich 
früher im weſentlichen damit befaßt, die nicht immer 
glücklichen Emiſſionen ihres Londoner oder aber 
ihres New Porker Hauſes in Deutſchland unter⸗ 
zubringen, was verhältnismäßig wenig Arbeit und 
einen kleinen Beamtenapparat erforderte. Als nun 
der Krieg ausbrach, wurde in der entgegengeſetzten 
Richtung gearbeitet. Es wurden die in Deutſchland 
vorhandenen ausländiſchen Effekten wieder zurück⸗ 
befördert, was ein ziemlich gewinnbringendes und 
vor allem außerordentlich umfangreiches Geſchäft mit 
ſich brachte. Dieſe Wiederausfuhr der ausländiſchen 
Effekten hat von allem Anfang Frankfurt eine 
führende Rolle gegeben und damals begann ſchon die 
Wiederbelebung des Platzes. Das kommt daher, 
daß in Süddeutſchland von jeher ein großer Markt 
für derartige Papiere beſtand. Es hat ſich aber auch 
damals ſchon gezeigt, daß dieſe internationalen 
Arbitragegeſchäfte eigentlich beſſer den Private 
geſchäften als den Aktienbanken liegen; denn 
ein ganz unverhältnismäßig großer Teil der nach 
Milliarden zählenden Beträge ging durch die Hand 
von M. M. Warburg in Hamburg, namentlich durch 
die Bureaus der Frankfurter Firmen Lazard Speyer⸗ 
Elliſſen und Lincoln Menny Oppenheimer, 
einer nach den konſervativen Frankfurter Anſchau⸗ 
ungen jüngeren Firma, die aber durch die Beweg⸗ 
lichkeit ihres Inhabers auch jetzt wieder bei der 
Deviſenarbitrage durch gute ausländiſche Beziehungen. 
eine anſehnliche Rolle ſpielt. 

Die fogenannte Deviſenarbitrage, wie 
ſie heute gang und gäbe iſt, bildet ein höchſt an⸗ 
ziehendes Kapitel für den kritiſchen Beobachter der 
Börjen. Jede Bank nämlich hat in dem Augenblick, 
als die Deviſenzentrale aufgehoben und der völlig 
freie Deviſenhandel eingeführt wurde, das begreif⸗ 
liche Beſtreben gehabt, eine eigene Deviſenabteilung 
zu errichten. Dieſer Beſchluß war leichter gefaßt als 
die Gewinnung geeigneter Kräfte möglich war, im 
Gegenſatz zu früher, als es ſich bei Devifenarbitragen 
noch um Hundertſtel und Zweiunddreißigſtel handelte, 
als nicht jeden Tage die unheimlichſten Schwankungen 
eintraten, der Deviſenarbitrageur als eine Art Welt⸗ 
wunder galt, als ein Gelehrter unter den Praktikern. 
Man erinnere ſich an Fiſchel oder Naphtali vom 
Haufe Mendelſohn. Heute ift das anders geworden; 
die Schwankungen ſind außerordentlich groß, dafür 
aber allerdings auch das Niſiko für den einzeln en 
und deshalb fit, vielleicht das penible Rechnen Er 
mehr in dam Maße erforderlich wie früher, woh 
aber iſt ber Anſpruch an die Nervenkraft größer als 


je. Man muß gewiſſermaßen Tag und Nacht auf 
dem qui vive ſein, Tag und Nacht wird man von 
der Erregung dieſes Niſikos von Geſchäften nicht frei, 
notabene, wenn es ſich um wirkliche Devifenatbitrage 
handelt. In Wahrheit iſt dies aber gar nicht der 
Fall. Die allermeiſten Bankhäuſer, vor allem die 
Aktienbanken beſchränken ſich darauf, die ihnen zu⸗ 
kommenden Deviſen günſtig an der Börſe oder durch 
Kompenſation zu verkaufen und die Aufträge auf 
ähnliche Weiſe einzudecken. Das was wirklich 
Deviſenarbitrage iſt, die ſtändige Ausnutzung der 
Differenz zwiſchen allen nur denkbaren Plätzen, iſt 
den meiſten zu mühſamz d. h. es fehlt ihnen an 
geeigneten Kräften. Wenn nun wirklich einmal ein 
Jüngling auftaucht, der die Beweglichkeit, den Fleiß 
und die Unternehmungsluſt zum Deviſenarbitrageur 
beſitzt, ſo wird er zurzeit umworben wie früher 
eine Primadonna oder ein Heldentenor. Man kann 
da die luſtigſten Beobachtungen machen, wie der⸗ 
artige Leute gewiſſermaßen über Nacht zu Würden, 
Ehren und febr hohen Gehältern kommen. 

Eine der Firmen, die ſich auf dieſe Weiſe am 
aktiven Geſchäft beteiligt, und einen der wenigen 
am Markte befindlichen Deviſenarbitrageure ges 
wonnen hat, iſt die Firma Gebr. Bethmann 
in Frankfurt a. M., die zurzeit eine ſehr inter⸗ 
eſſante Entwicklung nimmt. Dieſes Haus mit feinem 
ehrwürdigen Namen, deſſen früherer Teilhaber einer 
der größten Wohltäter der Stadt Frankfurt war, 
iſt, wie die meiſten der ganz alten Firmen — es 
beſteht ſeit etwa 172 Jahren — allmählich vom 
aktiven Geſchäft faſt völlig zurückgetreten, und hat 
ſich in der Hauptſache der Vermögensverwaltung 
gewidmet. Das iſt auch heute noch das Prinzip, 
nach dem die alten reichen Patrizierfirmen arbeiten, 
wie etwa Grun elius & Co. oder B. Metzler. feel 
Sohn & Co. (gegr⸗ 1674), und bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade das zur Deutſchen Bant gehörige reiche 
Haus Jakob S. H. Stern. Die Firma Bethmann 
aber will jetzt andere Wege wandeln. Sie hat einen 
früheren Direktor der Deutſchen Bank in Franke 
furt g. M. zum Teilhaber gemacht und von dorther 
eine ganze Reihe von beweglichen jungen Kräften 
mit hinübergenommen, was ihr darum nicht ſchwer 
fiel, weil gerade die Deutſche Bank in Frankfurt 
am Wain verhältnismäßig niedrige Gehälter zahlte, 
und dadurch ihre Angeſtellten geradezu zur Kommis⸗ 
Spekulation zwingt, die zeitweiſe einen deraktigen 
Umfang annimmt, daß die Frankfurter Börſe ganz 
offentſichtlich ihre Tendenz von dieſer Richtung her 
erhält, eine nicht gerade erfreuliche Situation, die 
aber von der Direktion ohne weiteres geduldet, wenn 
nicht gar patroniert wurde. 

Das führt uns zu den Aktien banken am 
Frankfurter Platz, die natürlich durch ihren Namen 
und durch die Liebe des Publikums zur großen 
Zahl eine bedeutende Rolle ſpielen, voran die Deutſche 
Bank, die vielleicht 500 Angeſtellte beſchäftigt. Aber 
alle ſind in ihrer Bewegungsfreiheit ſtark bon 
Berlin abhängig, was ſich namentlich kürzlich an⸗ 
läßlich der Bankbeamtenbewegung ſehr unangenehm 


bemerkbar machte, indem nämlich die Direktoren der 
Filial⸗Aktienbanken immer wieder erklärten, ſie 
müßten erſt ihre Inſtruktionen abwarten. Das hat 
in Frankfurt ſehr böſes Blut gemacht, weil auf dieſe 
Weiſe die Gefahr des Streiks ſehr nahegerückt war. 
Man hat fidh bei dieſer Gelegenheit da und dort die 
Frage vorgelegt, ob man künſtig mit Inſtituten Ver⸗ 
einbarungen treffen ſoll, die ſo abhängig von aus⸗ 
wärts ſind. Die einzige der Großbanken, die formell 
ihren Sitz in Frankfurt hat, iſt die Mittels 
deutſche Creditbank, die ſich ſeit einigen 
Jahren erheblich aktiver bewegt, wobei freilich manch⸗ 
mal bei ihren Konkurrenten die Frage auftaucht, ob 
alle Vereinbarungen der Bankiervereinigung bis auf 
den letzten Punkt eingehalten werden. Weſentlich 
friſcher geleitet als früher wird auch die Filiale der 
Darmjtädter Bank, die an und für fih von 
altersher glänzende Beziehungen zu einem Teil der 
Frankfurter Induſtrie hat (3. B. Kleyer, Griesheim⸗ 
Elektron), die aber unter den alten Direktoren nicht 
immer mit der nötigen Friſche geleitet wurde, und 
außerdem noch ihre Angeſtellten teilweiſe recht ſchlecht 
behandelte. Sie hat übrigens jetzt den früheren 
Boörſenvertreter der Firma Ernſt Wertheimber, den 
ſehr beweglichen Otto Hirſch, kommandiert. Selb⸗ 
ſtändige Aktienbanken gibt es in Frankfurt drei: 
die Effektenbank, die Vereinsbank und die Frankfurter 
Bank. Von dieſen hat die Deutſche Effekten⸗ 
und Wechſelbank zwar in ihrer Direktion febr 
fähige Köpfe; trotzdem hat die Bedeutung dieſes 
Inſtituts auch nicht annähernd Schritt gehalten mit 
ähnlichen großen Inſtituten an anderen Plätzen, was 
vielleicht daher kommt, daß eben dieſe Direktoren 
zu ſehr ihre eigenen Geſchäfte betreiben, und an 
die Bank manchmal erſt in zweiter Linie dachten. 
Auch mag der Umſtand mitgeſpielt haben, daß die 
auch heute noch in der Verwaltung ſtark vor⸗ 
herrſchende Gründerfamilie Hahn zunächſt mal an 
die Verwaltung ihres außerordentlichen Reichtums 
dachte, und neue Geſchäfte lieber andern überließ. 
Das wird jetzt, wo gar mancher reiche Mann ſich in⸗ 
folge der Steuern, der Geldentwertung, als armer 
Mann betrachtet, vielleicht beſſer werden. — Eine eben⸗ 
falls etwas langſame Entwicklung nahm die Deut ſche 
Vereinsbank, die zwar ein Muſter von Ge- 
wiſſenhaftigkeit darſtellt, die aber dabei vielleicht im 
Konſervatismus doch etwas zu weitgegangen iſt, und 
lid von anderen, namentlich von Berliner Filial⸗ 
banken, hat überflügeln laſſen. Vielleicht wird die 
gegenwärtige Konjunktur des Frankfurter Platzes 
dazu benutzt, um auch hier eine weitere Aufffriſchung 
der Direktion in die Wege zu leiten. Es ift bes 
bemerkenswert, daß als eine der erſten Banken gerade 
die Deutſche Vereinsbank ihr Kapital erhöht hat; 
vielleicht iſt das der erſte Schritt in der beſagten 
Richtung. — Grundverſchieden davon ift die Frant- 
Hurter Bank. Sie legt, und zwar mit Redt, 
ſtets Wert darauf, nicht mit den Kreditbanken in 
einem Atem genannt zu werden, da ſie eine reine 
Vermögensverwaltung darſtellt. Hervorgegangen aus 
der alten Frankfurter Zettelbank, ift fie heute fo 
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recht eigentlich die Verwalterin der Frankfurter 
Privatvermögen. Es müſſen ganz gewaltige Werte 
ſein, die dort beaufſichtigt werden. Als vor einer 
Reihe von Jahren einmal gegen die Direktion der 
Frankfurter Bank der Vorwurf erhoben wurde, ſie 
ſei antiſemitiſch — was übrigens gar nicht zu be⸗ 
weiſen iſt — und als Beleg der Umſtand angeführt 
wurde, daß ſie nicht einen jüdiſchen Angeſtellten 
habe, da wurde von der Verwaltung geltend ge⸗ 
gemacht, das hänge zum Teil damit zuſammen, daß 
ihre jüdiſchen Einleger es nicht gerne ſähen, wenn 
Glaubensgenoſſen Einblick in ihre Vermögensbeſtände 
bekämen. 


Von Aktienbanken am Frankfurter Platz foll 
dann ſchließlich noch die Niederlaſſung der Pfälzi⸗ 
ſchen Ban k erwähnt werden, bei der die größte 
Rolle der Leiter einer Depoſitenkaſſe ſpielt, von der 
man ſagt, ſie verdiene erheblich mehr als die Nieder⸗ 
laſſung ſelbſt. Tatſächlich ift der betreffende De- 
poſitenkaſſenvorſteher, eine bekannte Erſcheinung an 
der Frankfurter Börje, unter Würdigung dieſer Um⸗ 
ſtände längſt zum Direktor befördert worden. 


Eine beſonders große Volle ſpielt neuerdings 
J. Dreyfus & Co., die ohnehin in der früheren 
deutſchen Bankwelt eine einzigartige Stellung einnahm. 
Sie iſt nämlich vor längerer Zeit aufgeſaugt worden 
durch die Conımerz und Disconto-Bank in Berlin, 
hat aber dann nach einigen Jahren ſich wieder los⸗ 
gelöſt und ſelbſtändig gemacht. Anſtelle des früh 
verſtorbenen Gründers trat dann deſſen jugendlicher 
Sohn, auf den man in Frankfurt große Hoffnungen 
ſetzt. Tatſächlich hat er jetzt eine ſehr intereſſante 
Transaktion gemacht, indem er die Firma Lands⸗ 
berger in Berlin ſeiner Firma angliedert, nachdem 
das Kom manditverhältnis der Berliner Firma mit 
der Berliner Handelsgeſellſchaft gelöſt war. Das 
Bankhaus Dreyfus gehört alſo zu den wenigen 
privaten Firmen, die eine Filiale unterhalten. Noch 
in einer anderen Weiſe unterſcheidet ſich die Firma 
von den ſonſtigen Gepflogenheiten. Das Haus 
Dreyfus arbeitet nämlich nach dem engliſch⸗ameri⸗ 
kaniſchen Prinzip, neben dem Hauptteilhaber noch 
ſogenannte jüngere Teilhaber in die Firma auf⸗ 
zunehmen. Auf dieſe Weiſe ſind heute ſieben Partner 
in der Firma tätig, meiſtens, den Lebensjahren nach 
teilweiſe recht junge Leute, darunter der Sohn des 
Direktors Mankiewicz von der Deutſchen Bank und 
Wallich, der frühere Geſchäftsinhaber der Berliner 
Handelsgeſellſchaft. Karl Fürſtenberg, der alte 
Spötter, foll, als die Berliner Niederlaſſung er⸗ 
richtet wurde, geſagt haben: das iſt doch keine Tochter⸗ 
geſellſchaft der Firma Dreyfus, ſondern eine 
„Kindergeſellſchaft“ —ein Witz, den die betreffenden 
Herren um ſo gutmütiger belächeln, als ihre Tüch⸗ 
tigkeit anerkannt iſt. 


Noch viele Typen wären in Frankfurt zu 
nennen. Einer der merkwürdigſten, ein Akademiker, 
der zu den wenigen Faiſeuren des Platzes gehört, 
der geſtern Kommunen Valutakredite zu nicht un⸗ 
bedenklichen Bedingungen vom Auslande vermittelte, 
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der heute ben Franzofen in Frankfurt a. M. Grund⸗ 
ſtücke verkauft, und morgen den Kanadakurs auf den 
Kopf ſtellt und vorgeſtern vielleicht der Nieder⸗ 
deutſchen Bank unſeligen Angedenkens Wechſel 
plaziert hat, ein Mann, der über außerordentliche 
Fähigkeiten verfügt, die er aber wohl beſſer etwas 
weniger kompliziert anwenden könnte. Im allge⸗ 
meinen kann man ſagen, daß die Frankfurter Börſe, 
da ſie doch leicht zu überblicken ijt, in außerordent⸗ 
lich großem Maße auf gegenſeitiges Vertrauen aufs 
gebaut iſt; faſt jeder kennt den andern, und ſchätzt 
ihn auch im weſentlichen. Die ſüddeutſche Gemüt⸗ 
lichkeit tut das ihre. Wenn es nicht gar zu ſchlimm 
kommt, hat man ſich auch immer bemüht, unvermeid⸗ 
liche Spekulationsverluſte unter der Hand aus der 
Welt zu ſchaffen. Charakteriſtiſch hierfür iſt die 


Anekdote von dem hereingefallenen Baiſſier, der 
vor der alten Frankfurter Börje melancholiſch hin⸗ 
und hergeht und einem Berufsgenoſſen beſtimmt 
erklärt: „Ich gehe in Maga (Main).“ Sein Freund 
aber antwortet freundlich ſpottend und beruhigend: 
„Mach kaan Stuß, geh mit im Kaffee.“ Auch heute 
noch wird im Kaffeehaus und anderswo gar manche 
Verlegenheit aus der Welt geſchafft, und damit 
privatwirtſchaftlich manche Exiſtenz gerettet, volks⸗ 
wirtſchaftlich aber die Kuliſſe erhalten. Wenn der 
Schein nicht trügt, iſt die Zahl dieſer von den Groß⸗ 
banken unabhängigen Vörſenbeſucher gerade gegen⸗ 
wärtig in Frankfurt im Anſteigen begriffen. Die 
Privatinitiative iſt gegenüber der Schwerfälligkeit 
des Rieſeninſtitutes unverkennbar heute ſtärker im 
Vorteil als ſeit vielen Jahren. u) 


Abgeſtufte (Fapitalertragſteuer 


Von Dr. B. G. Baenel⸗Frankfurt am Main. 


Das Kapitalertragsſteuergeſetz, das der Natio⸗ 
malverſammlung bei Wiederzuſammentritt zugehen 
wird, unterſcheidet fidh, ſoweit den bisherigen Preſſe— 
nachrichten zu entnehmen iſt (Frankfurter Zeitung, 
64. Jahrg., Nr. 865), nur in geringen Aeußerlich⸗ 
keiten von dem im März veröffentlichten Schiffer⸗ 
ſchen Entwurf. 

Der Haupteinwand, der ſchon damals gegen den 
genannten Entwurf von verſchiedenſten Seiten geltend 
gemacht wurde, bleibt auch jetzt beſtehen. Die 
Steuer iſt ſtarr, und der Leiſtungsfähigkeit nicht im 
geringſten angepaßt. Sie widerſpricht alſo den 
Grundſätzen jeder modernen Beſteuerung. Sie iſt 
eine Ertragsſteuer, und was ihren einen Teil 
anbetrifft, die Kuponſteuer, d. h. die Steuer auf 
Zinserträge von Wertpapieren, ſo war bisher keine 
Möglichkeit erſichtlich, abgeſehen von einem ſchwer⸗ 
fälligen Neſtitutionsverfahren, wie es in der engli⸗ 
ſchen Beſteuerung angewendet wird, und das natürlich 
nur ganz wenig diefe Starrheit mildern kann, dieſe 
Steuer nach dem Prinzip der Einkommenſteuer 
der Leiſtungsfähigkeit anzupaſſen. 

Ein Weg, der die Beſteuerung nach der 
Leiſtungsfähigkeit ermöglicht, iſt von der Geſetz⸗ 
gebung der deutſchen Einzelſtaaten Württemberg, 
Bayern, Anhalt, Sachſen, Altenburg und Mecklen⸗ 
burg bisher eingeſchlagen, nämlich die Erfaſſu n. g 
aller Zinserträge durch Deklaration des 
Steuerträgers. Es iſt klar, daß dieſe Methode, deren 
Refultate allerdings in Württemberg und Vayern 
als relativ gute bezeichnet worden ſind, wenn ſie 
auch für Erträgniſſe aus Zinſen, die aus öffentlichen 
und privaten Schuldforderungen fließen, ausreicht, 
ziemlich wirkungslos ſein muß bei Zinserträgen aus 
Wertpapieren (Inhaberpapieren), die ſich leicht ver⸗ 
bergen laſſen, und den Inhaber ſchnell wechſeln, 
ſo daß der Gewinn aus ihnen ſich unmöglich genau 
kontrollieren läßt. 


Es bliebe alſo als Mittelweg die Erfaſſung 


der Renten aus Kapitalbeſitz, die öffentlichen und 


privaten Schuldforderungen entfließen auf dem Wege 
der Deklaration und hierbei Möglichkeit der Staff e⸗ 
lung, andererſeits die Erfaſſung der Zinſen aus 
Wertpapiere durch eine an die Zinsſcheine ge⸗ 
bundene prozentuale Kuponſteuer. 

Auch dazu hat die Reichsregierung ſich nach 
den bisherigen Witteilungen nicht entſchließen 
können. Einmal wohl, weil ſie fürchtet, daß, wenn alle 
anderen Kapitalerträge nach der Leiſtungsfähigkeit 
erfaßt werden, und nur die Zinſen aus Wertpapieren 
durch die ſtarre Kuponſteuer, ein Abfließen der 
Kapitalien zur Anlage in Hypotheken und Privat- 
forderungen ſtattfinden könnte, und dadurch ein 
Kursſturz der Wertpapiere veranlaßt werden könnte. 
Andererſeits wird ſie der Deklaration der Steuer⸗ 
träger bei der augenblicklichen Steuerflucht 
und mangelnden Steuerfreudigkeit wenig Vertrauen 
entgegenbringen, und ſcheint auch die Furcht vor 
der angedrohten Gefängnisſtrafe, ſowie die Wirk 
ſamkeit des Steuereides nicht allzu hoch einzuſchätzen. 

So hat der Entwurf, der jetzt der Nationala 
verſammlung zugehen wird, allerdings auf den erſten 
Blick Vorteile, nämlich den der Einfachheit und, 
falls die Methoden ausreichen, der relativ guten 
Erfaſſung. 

Dieſe Art der Beſteuerung würde aber bewi ken, 
daß die arme Witwe, die nur von ihren Renten 
lebt, und bei der heutigen Geldentwertung nur ein 
kümmerliches Daſein friſten kann, außer der Ein⸗ 
kommenſteuer von mindeſtens 10%, genau ſo die 
ihr fajt unerſchwinglich erſcheinenden 100, ja in 
gewiſſen Fällen fogar 20% ſteuern muß, wie 
der von feinen reichlichen Kriegsgewinnen. zehrende 
Spekulant, der ſich zur Ruhe geſetzt hat, und nun 
von feinen Renten lebt; ganz abgeſehen davon, 
daß ein Abzug von Schulden, die zur Aufrecht⸗ 
erhaltung von Nentenforderungen gemacht ſind, auf 
dieſe Weiſe unmöglich ift. — Eine Art der Bes 
ſteuerung, die allen Grundſätzen moderner Ber 
ſteuerung widerſpricht. 
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Bei der heutigen wirtſchaftlichen Lage iſt wohl 
die Kapital ertragsſteuer neben der Erbſchafts⸗ und 
Kriegsgewinnſteuer volkswirtſchaftlich ſehr wohl zu 
rechtfertigen neben einer hohen allgemeinen Ein- 
kommen⸗ und Vermögensſteuer. Sie würde nicht 
wie ein hoher Zuſchlag zur allgemeinen Einkommen⸗ 
ſteuer die Freude an der Arbeit einſchränken, und 
damit die volkswirtſchaftliche Produktivität mindern. 
Ich habe bereits an anderer Stellet) darauf hin⸗ 
gewieſen, daß gerade deshalb, weil bei dieſer Steuer 
aus volkswirtſchaftlichen Gründen nur eine Klaſſe 
beſonders belaſtet wird, es dringend nötig iſt, 
dieſe Belaſtung, ſoweit es irgendwie möglich iſt, der 
Leiſtungsfähigkeit anzupaſſen und Er⸗ 
leichterungen für Arbeitsunfähige, Witwen und 
Waiſen der niedrigeren Steuerklaſſen zuzulaſſen. 

Möglichkeiten der direkten Erhebungsart, die ich 
in meiner erwähnten Schrift angedeutet habe, können 
jetzt Wirklichkeit werden, und zwar einmal durch 
Einführung der Reichseinkommenſteuer, 
zweitens durch das Geſetz gegen die Kapitalflucht 
vom 18. September 1919 (GBl. Nr. 172 [Nr. 7037) 
und vorzüglich die Verordnung über Maßnahmen 
gegen die Kapitalflucht vom 24. Oktober 1919 
(RG Bl. Nr. 206 [Nr. 7110h. 

Was die Beſteuerung von Zinſen aus öffentlich 
eingetragenen Schuldforderungen durch Deklarationen 
anbetrifft, ſo iſt ihre Erfaſſung gut zu ermöglichen. 
Nach den Erfahrungen, beſonders der ſüddeutſchen 
Staaten Württemberg und Bayern, find auch die 
Einkünfte aus privaten Schuldforderungen durch 
Deklaration bisher relativ gut erfaßt worden. Man 
hätte nun fürs ganze Reich ihre Erfaſſung eben- 
falls dadurch garantieren können, daß man die 
Kapitalrentenſteuer zuſammen mit den einzelſtaat⸗ 
lichen Einkommenſteuern durchführte. Dadurch, daß 
die Einkommenſteuern einen Abzug der Schulden 
zulaſſen, hätte ſich eine Kontrolle der Gläubiger durch⸗ 
führen laſſen. Nötig dazu wäre allerdings geweſen, 
die Aenderung einiger Ausführungsbeſtimmungen 
einzelſtaatlicher Einkommenſteuergeſetze dergeſtalt, daß 
ein Abzug von Schuldforderung nur zuläſſig wäre, 
bei Angabe von Namen und Wohnort des 
Gläubigers, der Höhe von Schuld und Verzinſung, 
auch bei Steuererklärungen derjenigen Perſonen, die 
nach HGB. 8 38 ff. Handelsbücher zu führen ver⸗ 
pflichtet ſind. Dadurch hätte ſich eine gute Kontrolle 
dieſer Forderungen, auch wenn fe nur in Form 
von Stichproben gehandhabt worden wäre, durch 
gegenſeitige Benachrichtigung der Steuerbehörden 
über das ganze Reich ermöglichen laſſen. Es ſtellten 
ſich dieſem Verfahren aber Schwierigkeiten entgegen 
durch die Verſchiedenheit der einzelnen Einkommen⸗ 
ſteuergeſetze und der Steuerveranlagungsbehörden, 
bzw. die verſchiedene Zuſammenſetzung dieſer letzteren. 

Dieſe Schwierigkeit wird nach Annahme der 
Reichseinkommenſteuer beſeitigt fein. Die Neichs⸗ 
einkommenſteuer wird nach gleichen Beſtimmungen 
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für das ganze Reich zu denſelben Sätzen durch ein⸗ 
heitlich organiſierte Reichsbehörden erhoben werden, 
Da für Schulden, wie bisher, Abzugsmöglichkeit 
vorgeſehen ijt), würde alfo die obenerwähnte 
Kontrolle der Gläubiger über das ganze Reich ſich 
einheitlich durchführen laſſen. Hinzu kommt noch, 
daß durch das Geſetz über die Kapitalflucht vom 
8. September und die Verordnung über Maßnahmen 
gegen die Steuerflucht vom 24. Oktober 1919, ſpeziell 
8 4 und 6, die Depots und Bücher der Banken 
der Kontrolle der Steuerbehörden ohne weiteres zu⸗ 
gänglich ſind. Ein weiterer Vorzug dieſer Methode 
iſt der, daß der Gläubiger keinen Druck auf den 
Schuldner ausüben kann, zwecks Verheimlichung der 
Forderung, da er deſſen Steuererklärung nicht ein⸗ 
ſehen kann und ebenſogut annehmen kann, diel Steuer⸗ 
behörde ſei durch andere Umſtände zur Kenntnis 
ſeiner Schuldforderung gelangt. 

So ließe ſich die Kontrolle der Zinsbezüge aus 
derartigen Schuldforderungen wohl durchführen auf 
dem Wege der direkten Erfaſſung bei Deklarations⸗ 
pflicht des Steuerträgers, und damit eine Beſteuerung 
nach Grundſätzen der modernen Steuerauffaſſung, 
nach der allgemeinen Leiſtungsſähigkeit des Steuer⸗ 
trägers. 

Anders ſteht es jedoch mit den Erträgen aus 
kurzfriſtigen Schuldforderungen (Wechſel uſw.), auf 
die ſpäter noch eingegangen werden ſoll, als auch 
mit den Zinſen von Wertpapieren. Dieſe 
find wegen der leichten Uebertragbarkeit (Inhaber⸗ 
papiere) und der Möglichkeit, die Stücke zu ver⸗ 
bergen, außerordentlich ſchwer zu erfaſſen. Auch eine 
noch ſo gute Kontrolle des Erbganges und des Be⸗ 
ſitzes in der bisher üblichen Art, würde nicht aus⸗ 
reichen. Das Veſtitutionsverfahren, wie es in 
England für Angehörige der niedrigen Steuerklaſſen 
möglich iſt, iſt außerordentlich umſtändlich und er⸗ 
füllt naturgemäß ſeinen Zweck nur ganz mangelhaft. 

In Deutſchland bietet die Verordnung über 
Maßnahmen gegen die Kapitalflucht vom 24. Okt. 
1919 die Möglichkeit, auch hier eine Beſteuerung 
nach der Leiſtungsfähigkeit eintreten zu laſſen. Sie 
wäre als fakultatives Verfahren ſchon vorher zu 
ermöglichen geweſen in einzelnen Fällen, wird aber 
erſt jetzt allgemein durchführbar. 

Nach § 1 dieſer Verordnung, dürfen Zins⸗ 
oder Gewinnanteilſcheine inländiſcher Wertpapiere 
mur durch Banken (Sparkaſſen, Kreditanſtalten, 
Bankiers) eingelöſt werden, und zwar nur von den⸗ 
jenigen, bei denen die Stücke oder der Talonbogen 
mit dem Ernenerungsſchein hinterlegt find. Dieſe 
Banken haben nach § 4 derſelben Verordnung dem 
zuſtändigen Finanzamt ein Verzeichnis ihrer Depot⸗ 
kunden ſowie der Zugänge im Beſtande der Kunden 
bis zum Ablauf des jeweils folgenden Halbjahres 
einzureichen; nach 8 6 follen diefe Einlöſungsſtellen 
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mindeſtens einmal im Jahre durch einen beſonderen 
Prüfungsbeamten des Landesfinanzamtes kontrolliert 
werden, dem erforderlichenfalls alle hierauf bezüg⸗ 
lichen Schriftſtücke (das würden Nummern und 
Stückeverzeichniſſe ſein), ſowie die hinterlegten Wert⸗ 
papiere und die Geſchäftsbücher der Bank vorzulegen 
find. Ausnahmen find zugelaſſen nach § 2 für 
dauernd im Auslande befindliche Perſonen und ($ 3) 
für ſolche, die den Landesfinanzämtern ein Ver- 
zeichnis ihres Beſitzes an Wertpapieren unter An⸗ 
gabe des Nennwertes, der Gattung und der üblichen 
Unterſcheidungsmerkmale in doppelter Ausfertigung 
einreichen. Die eine Ausfertigung bleibt bei der 
Veranlagungsbehörde, die andere wird von ihr ab⸗ 
geſtempelt und der Bank übergeben, die daraufhin 
die Kupons einlöſen, beleihen oder gutſchreiben kann. 

Der Beſitz an inländiſchen Papieren, und damit 
auch die Einkünfte daraus, würde alſo der Steuer⸗ 
behörde bekannt ſein, die ſo in der Lage wäre, die 
etwaigen Deklarationen einwandfrei zu kontrollieren. 
Allerdings fehlt vorerſt noch eine ähnliche Be⸗ 
ſtimmung für ausländiſche Wertpapiere. Vermutlich, 
weil einmal der Abfluß von Kapitalien ins Ausland 
gemäß § 1, Aff. des Geſetzes über die Kapitalflucht 
vom 8. September theoretiſch wenigſtens als relativ 
ausgeſchloſſen erſcheint; andererſeits, weil vorerſt bei 
dem Stande ſunſerer Valuta die hochwertigen aus⸗ 
ländiſchen Papieren fajt unerſchwinglich find’). Ber 
ſtimmungen auch über ausländiſche Wertpapiere, bzw. 
ihre Zahlſtellen im Inlande, ließen ſich jedoch an 
die erwähnte Verordnung leicht angliedern in Ver⸗ 
bindung mit ähnlichen Beſtimmungen, wie ſie die 
franzöſiſchen und engliſchen Geſetze verſehen. Sollte 
eine ſolche Beſtimmung ſich, was kaum zu erwarten 
iſt, wegen außenpolitiſcher Widerſtände nicht durch⸗ 
führen laſſen, ſo bliebe für ausländiſche Wertpapiere 
immer noch die Verſteuerung in Form von Marken, 
die an die Kuponauszahlung gebunden wäre. 

Es wären bei unſerem Verfahren alſo nur die 
im laufenden Steuerjahr fälligen Kupons ihrer 
Kunden von den Banken, bzw. von den inf § 3 ers 
wähnten Einreichern der Stückeverzeichniſſe ſelbſt, der 
Steuerbehörde zur koſtenfreien Abſtempelung vor⸗ 
zulegen, während alle übrigen Kupons, die dieſen 
Stempel nicht aufzuweiſen hätten, mit Marken 
prozentual verſtempelt werden müßten. 

So blieben nur noch die Erträge aus kurz⸗ 
friſtigen Schuldforderungen (Diskontbeträge von 
Wechſeln und Anweiſungen). Derartige Einkünfte 
laſſen fih durch Deklaration wohl niemals erfaſſen, 
ſondern nur durch ans Objekt gebundene Verſtempe⸗ 
lung. Da aber, wie es auch im Sinne einer Kapital⸗ 
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ertragsſteuer liegt, gewerbsmäßige Einkünfte dieſer 
Art freibleiben ſollen, und nur diejenigen, bei 
bei denen es ſich um Kapitalsanlagen handelt, er⸗ 
faßt werden ſollen, könnte bei dieſen Objekten lediglich 
prozentual, eventuell durch Marken, die Steuer er⸗ 
hoben werden. Es ſind ſolche Forderungen, wenn 
ſie von Privaten erhoben werden, meiſt ſehr gute 
Einnahmequellen, und ſtellen außerdem vom 
Nentnereinkommen nur einen verſchwindend ge⸗ 
ringen Bruchteil dar. Sie find allerdings durch Ver⸗ 
kehrsſteuern ziemlich hoch belaſtet, und inſofern liegt 
eine Doppelbeſteuerung vor. Eine Verſteuerung aber 
gerade des kurzfriſtigen Kredits, wäre bei der Zu 
erwartenden Freilaſſung der Wechſel gewerbsmäßiger 
Unternehmungen auch bei zehnprozentiger Belaſtung 
durch eine „Diskont⸗Steuer“ nicht zu erwarten. 


Die Banken würden wenig mehr Arbeit durch 
dieſe Art der Erhebung haben, als ſie durch die Ver⸗ 
pflichtungen, die ihnen das Geſetz über die Kapital⸗ 
flucht als freiwilligen Steuerkontrollorganen bereits 
auferlegt, ohnedies ſchon zu leiſten haben; ſie werden 
dafür entſchädigt durch die große Vermehrung ihrer 
Depots. Auch die Arbeit der Steuerbehörden würde 
ſo kaum merklich vergrößert werden, daß ſie ſich 
mit der Veranlagung der Neichseinkommen und Berz 
mögensſteuer, ſowie der Kontrolle der Kapitalflucht 
vereinigen ließe. 

So glaube ich, daß die Kapital ertragsſteuer ſich 
in der Hauptſache nach der Leiſtungsfähigkeit würde 
durchführen laſſen. Abgeſehen von den Wechſel⸗ 
diskonterträgen und eventuell der Zinserträge aus 
ausländiſchen Wertpapieren. 


Die großen Vorteile dieſer Veranlagungsart ſind 
bekannt. Ich brauche hier nur anzudeuten. Die 
Steuer ließe ſich einmal dadurch noch genauer be⸗ 
ſchränken auf die Klaſſe, die fie eigentlich treffen 
ſoll, die Kapitalrentner, und würde ſo durchgeführt, 
dieſe Klaſſe gemäß der wirklichen Leiſtungsfähigkeit 
belaſten können. Sie könnte je nach der allgemeinen 
Einkommenſteuerklaſſe, die ja jetzt für das ganze 
Reich gleich ſein werden, in verſchieden auf⸗ 
ſteigender Progreſſion erhoben werden — ein aug- 
gezeichnetes Schema bietet in dieſer Beziehung das 
Sachſen⸗Altenburgiſche Kapitalertragsſteuergeſetz vom 
20. Juni 1902. — Es wäre weiteſte Gelegenheit 
gegeben zu ſozial⸗politiſchen Befreiungen, ebenſo die 
Möglichkeit von Schuldabzügen. Die einſchlägjgen 
einzelſtaatlichen Kapitalertragsſteuergeſetze weiſen der⸗ 
artige Befreiungen bzw. Ermäßigungen in großer 
(Anzahl auf. Bei der Methode, die der Entwurf 
der Reichsregierung einſchlägt, ift nur eine geringe 
Anzahl ſolcher vorgeſehen, und auch dieſe ließen ſich 
mit einzelnen Ausnahmen nur durch Reſtitutions⸗ 
verfahren, die mühevoll und ſchwerfällig ſind, er⸗ 
möglichen, da ſonſt die rationelle Erfaſſung bzw. 
die genaue Kontrolle nicht durchzuführen wäre. 
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Revue der Preſſe. 


Die Erörterungen über das Valutaproblem 
nehmen nach wie vor den breiteſten Naum in der 
wirtſchaftlichen Preſſe ein. Insbeſondere iſt in 
neueſter Zeit die Frage der 

Ausfuhrpreiſe und Valuta 
von zahlreichen Männern der Praxis öffentlich er⸗ 
örtert worden. In der Zeitſchrift „Stahl und 
Eifen“ (2. November), des Vereins Deutſcher Eiſen⸗ 
hüttenleute, werden eine Anzahl von Zuſchriften ver⸗ 
öffentlicht. Generaldirektor Becker vom 
Stahlwerk Becker MG. in Willich verſpricht ſich 
nicht allzu viel von der Angleichung der Inlands⸗ 
preiſe an die des Weltmarktes. Die Frage, wie der 
Preis der Ausfuhrwaren angeſetzt werden ſoll, kann 
auch nicht allgemein nach der einfachen Formel ent⸗ 
ſchieden werden, daß der volle deutſche Markpreis 
zum Friedenskurs in die ausländiſche Währung um⸗ 
gerechnet werden ſoll. Um den Wettbewerb der deut⸗ 
ſchen Erzeugniſſe zu ermöglichen, darf der Preis im 
allgemeinen nicht höher fein, als derjenige der ameri⸗ 
kaniſchen und engliſchen Wettbewerber. Die vpr- 
geſchlagene Erhöhung der Preiſe für alle Grund- 
ſtoffe, zunächſt für Kohle und Getreide, auf den 
Weltmarktpreis mit der dann ſelbſtverſtändlich eine 
entſprechende Erhöhung aller Löhne und Gehälter 
kw, Hand in Hand gehen müßte, wäre ein ges 
fährliches Gewaltmittel. Abgeſehen davon, daß es 
überhaupt ſchwierig iſt, bei dem geſtörten Gleich⸗ 
gewicht aller Währungsverhältniſſe von einem Welt⸗ 
marktpreis zu ſprechen, würde dieſe rückſichtsloſe 
Maßnahme doch nur ganz allmählich eine Steigerung 
des Markkurſes anbahnen können, in dem Maße, 
wie der vollwertige Verkauf der deutſchen Waren 
aus Auslaud unſere Handelsbilanz verbeſſern würde. 
Der deutſche Herſteller oder Kaufmann hätte davon 
zunächſt keinen Vorteil; ſofort aber würde die 
Lage aller Leute, die von beſcheidenen Renten leben, 
ganz verzweifelt werden, die Preiſe aller Vedarfs⸗ 
gegenſtände und Leiſtungen würden ins Ungewiſſe 
ſteigen, und es wäre zu fürchten, daß die ganze 
heimiſche Wirtſchaft aus den Fugen gegangen wäre, 
bevor der Wert der Mark im Auslande durch dieſes 
Mittel um einen nennenswerten Bruchteil ſteigen 
kann. Wenn aber dieſe Befürchtung nicht zuträfe, 
wenn aljo die Weltmarktpreiſe, in Markwährung 
ausgedrückt, niedriger würden, wie denkt man ſich 
dann die Möglichkeit, die auf das Sechsfache er⸗ 
höhten Löhne und Gehälter wieder abzubauen. Man 
wird alſo lieber ungefährlichere Heilmittel anzu⸗ 
wenden ſuchen. Die durch die Steuergeſetzgebung 
geförderte Kapitalflucht hat unſere Valuta außer⸗ 
ordentlich geſchädigt. Durch eine Umkehr auf dem 
als bedenklich nachgewieſenen Wege der Steuergeſetz⸗ 
gebung könnte man das angerichtete Unheil vielleicht 
zum großen Teil wieder gutmachen, man müßte dann 
den Sündern goldene Brücken bauen, über die eine 
Zurückwanderung der geflüchteten Willionen ſtatt⸗ 
finden könnte. Vor allen Dingen aber muß zur 


Förderung der Ausfuhr eine ſtarke Erhöhung der 
Erzeugung eintreten. Dieſe Erhöhung hat vor allen 
Dingen zur Vorausſetzung, daß die erforderlichen 
Kohlenmengen zur Verfügung ſtehen. Der Ausbau 
und die Inbetriebnahme neuer Kohlenzechen wäre 
dazu beſonders wichtig. Die öffentliche Bewirtſchaf— 
tung der Kohle iſt aber dieſer Entwicklung hinder⸗ 
lich. Gewiß kann die Zwangswirtſchaft nicht von 
heute auf morgen aufgehoben werden, aber ſie ſollte 
ſchon jetzt da, wo Vorteile für unſer Wirtſchaftsleben 
erreichbar ſcheinen, durch allmähliche Lockerung des 
Zwanges die Kräfte wieder in Wirkung treten laſſen, 
die vor dem Kriege Induſtrie und Handel groß- 
gemacht haben. — An der gleichen Stelle führt 
Direktor A. Schreiber vom Bochumer Verein 
in Vochum zum Schluß einer Erörterung der 
Valutafrage aus: In der Theorie mag das 
einzige durchgreifende Heilmittel wohl die völlige 
Anpaſſung an die Weltwirtſchaft fein. Die 
wirtſchaftlichen Erſchütterungen und Umwälzungen 
wären aber ſo gewaltig, daß die Sache gar 
nicht auszudenken ift. Es gibt keine andere Mög⸗ 
lichkeit, als daß für alles, aber auch wirklich alles, 
was aus Deutſchland hinausgeht, der Weltmarktpreis 
in vollwertiger Währung bezahlt wird, und daß. 
durch vermehrte Erzeugung und durch äußerſte Ent⸗ 
haltſamkeit in der Einfuhr nicht lebensnotwendiger 
Erzeugniſſe die Handelsbilanz allmählich verbeſſert 
und eine ſteigende Anpaſſung an die Weltwirtſchaft 
erſtrebt wird. Das bedeutet allerdings vorerſt leider 
noch eine Verſchärfung der Zwangswirtſchaft und 
eine lückenloſe Ueberwachung der Ausfuhr. Vor- 
her aber muß das Loch im Weſten verſtopft und 
der ganze Friedensvertrag gründlich revidiert werden. 
— In der „Voſſiſchen Zeitung“ (22. No- 
vember) veröffentlicht Kommerzienrat Luſtig, der 
Generaldirektor Deutſcher Eiſenhandel A.-G., eine 
Antwort auf den Artikel von Geheimrat Deutſch 
Deutſchlands Ausverkauf 
den wir im „Plutus“ (Seite 397) wiedergegeben haben. 
Luſtig wendet ſich dagegen, daß der Handel die weſent⸗ 
liche Schuld an der deutſchen Schleuderkonkurrenz 
im Auslande haben ſoll. Der legitime Großhandel 
würde nach landesüblicher Aluffaſſung gegen die guten 
Sitten verſtoßen, wenn er Waren, die er fürs In⸗ 
land gekauft hat, aus irgendwelchen Gründen nach 
dem Ausland verſchieben würde. In dieſer Beziehung 
beſtehen zwiſchen dem legitimen Großhandel und den 
organiſierten Induſtriezweigen weithin fejte Verein 
barungen. Der illegitime Handel aber, der ſich an 
keine Schranken handelsüblicher Gebräuche hält, 
macht ſich beſonders da breit, wo die Fabrikanten 
mit dem legitimen Großhandel nicht die vertrauens⸗ 
vollen Beziehungen unterhalten, die für ein ge⸗ 
ordnetes Geſchäftsleben notwendig find. Wenn Ge- 
heimrat Deutſch der Meinung iſt, „daß nach einem 
Plan gewirtſchaftet werden muß, der die Einfuhr 
auf geordnete Wege bringt und es nicht ohne weiteres 
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in das Belieben eines einzelnen ſtellt, was er von 
Deutſchlands Gut ins Ausland verſchleudern will“, 
ſo kann man demgegenüber darauf verweiſen, daß auch 
der Handel da, wo es ihm möglich war, mit der 
Induſtrie Vereinbarungen zu treffen, bisher ſchon 
eine planmäßige Wirtſchaft mit herbeigeführt hat. 
Ein treffliches Beiſpiel bot in dieſer Beziehung bis 
zum Ausbruch der Revolution die planmäßige Wirt⸗ 
ſchaft des Stahlwerksverbandes. Das Bedürfnis für 
die Schaffung beſonderer Zwangsorganiſationen er⸗ 
ſcheint zur Erreichung dieſer planmäßigen Wirtſchaft 
nicht gegeben, und beſonders verfehlt wäre es, dieſe 
Zwangsorganiſationen ſo aufzuziehen, daß ſie den 
Handel ausſchalten. — Ebenfalls an den Aufſatz von 
Geheimrat Deutſch knüpft in der „Voſſiſchen, 
Zeitung“ (26. November) Dr. Waldemar 
Koch, Direktor des Neichswerkes Spandau, mit dem 
FArtikel 
Planwirtſchaft in der Ausfuhr 

an. Er weiſt darauf hin, daß die notwendige Herauf⸗ 
ſetzung der Ausfuhrpreiſe gleichzeitig die Gefahr in ſich 
birgt, zu einer übertriebenen Ausfuhr anzureizen 
und damit auf dem inländiſchen Markte zu einer 
außerordentlichen Steigerung des geſamten Preis⸗ 
niveaus zu führen. Der Trieb zum Export wird 
um ſo ſtärker werden, je geſicherter der hohe Aus⸗ 
fuhrgewinn iſt. Schon heute ſind wir ſo weit, daß 
die notwendigſten Bedürfniſſe, ſelbſt Nahrungsmittel, 
exportiert werden. Dies wiro, ſelbſt wenn man berid- 
ſichtigt, daß die Produktionskoſten des Auslandes, am 
Kriegsvalutaſtande gemeſſen, ſtark geſtiegen ſind, eine 
Steigerung der deutſchen Inlandspreiſe auf ein 
Mehrfaches der gegenwärtigen bedeuten. Notwen⸗ 
digerweiſe müßten auch die Löhne entſprechend gez 
ſteigert werden. Jedenfalls würden nach einiger 
Zeit die deutſchen Produktionskoſten ebenſo hoch 
liegen wie die des Auslandes unter Einrechnung 
der Valutadifferenz. Eine Beſſerung der deutſchen 
Valuta würde aber, nachdem die deutſchen Löhne 
das Niveau der übrigen induſtriellen Länder er⸗ 
reicht hätten, den deutſchen Export mit einem Schlage 
vernichten. Es iſt daher nicht ausreichend, daß man 
ſich damit begnügt, die notwendige Ausgleichung der 
Ausfuhrpreiſe an das Auslandsniveau herbeizuführen, 
es iſt dabei unerläßlich, daß man auch eine Be⸗ 
ſchränkung der Ausfuhr herbeiführt. Die Be⸗ 
ſchränkung muß allerdings durchaus planmäßig ſein, 
derart, daß ſie nicht pedantiſch rein zahlenmäßige 
Grenzen feſtlegt, vielmehr muß ſie in einer Weiſe 
organiſiert werden, daß ſie beiden Hauptforderungen 
gerecht wird: Sicherung hoher Preiſe, Erzielung 
einer möglichſt großen Ausfuhr. Die erſte Forderung 
iſt durch die Preiskontrolle der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper zu erreichen. Bei der zweiten Forderung iſt 
der Nachdruck anf das „möglichſt“ zu legen. Man 
ſollte zunächſt die Ausfuhr aller der Erzeugniſſe 
freigeben, für die in Deutſchland die Nohſtoffe erz 
zeugt bzw. gefunden werden und in denen ein zu 
großer Mangel nicht beſteht. Die zweite Gruppe 
find diejenigen Erzeugniſſe, bei denen Robitoffe ver- 
wendet werden, die wir aus dem Auslande impor⸗ 


tieren müſſen. Hier ſollte man jede Ausfuhr davon 
abhängig machen, daß eine Einfuhr des benötigten 
Materials ſtattgefunden hat. Wir würden in ſolchen 
Fällen die deutſche Zahlungsbilanz trotz der Einfuhr 
teureren Materials verbeſſern. Was eingeführt wird, 
wird auch ausgeführt, ſogar noch erheblich mehr. 
Es wird aber andererſeits auch der Inlandspreis nicht 
mehr ſteigen, weil nur das ausgeführt werden darf 
von dem die nur begrenzt auftreibbaren Nohſtoffe 
wirklich zu dieſem Zweck eingeführt wurden. Die 
praktiſche Durchführung könnte wohl in der Richtung 
der Einfuhrſcheine liegen. Jeder, der Rohitoffe im⸗ 
portiert, erhält einen Einfuhrſchein. Bei der Aus⸗ 
fuhr dient dieſer Schein oder ein Teilbetrag als 
Beleg. Für die Ausfuhr ſelbſt müſſen Formen des 
Zuſammenarbeitens von Fabrikanten und Expor⸗ 
teuren gefunden werden, durch die die größte Amë- 
fuhr in geſunden Formen erzielt werden kann. Es 
beſteht allerdings unter den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen kein Grund, die hohen Ausfuhrgewinne völlig 
den zufällig Exportierenden zu laſſen. Vielmehr hat 
der Staat ein Anrecht darauf, an den hier erziel⸗ 
baren hohen Gewinnen finanziell teilzunehmen. — 
Ueber die 

Zuſammenhänge zwiſchen der deutſchen und der 

franzöſiſchen Valuta 

und die ſich daraus ergebende wirtſchaftliche Soli⸗ 
darität der beiden Länder gibt Dr. Karl AL 
Schäfer in der „Frankfurter Zeitung“ 
(15. November) wertvolles Material. Die Er⸗ 
ſcheinung des gleichzeitigen Herabgleitens des 
Franken und der Mark iſt keine zufällige. Wir 
ſtehen vielmehr ſeit Ende Juli, ſeitdem die Ver⸗ 
einigten Staaten nicht mehr ihre ſchützende Hand über 
den Franken halten, vor der merkwürdigen und zu⸗ 
gleich vielſagenden Erſcheinung der dauernden auge 
geſprochenen Parallelität des deutſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Valutaſturzes. Wenn wir die Züricher 
Wechſelkurſe zugrunde legen, und das Disagio der 
Mark und des Franken, gemeſſen an der doppelten 
Parität, ſo ergab ſich von Januar bis Juni 1919 
zunächſt folgendes Bild: 


Disagio in % 
Deutſchlands Frankreichs Spannung 


4. Januar 1919 51,4 12 40,2 Punkte 
5. Juni 1919 71,2 19,2 52 — 
FR ee. 71,6 14,6 
DORT 70,2 17 58,2 .% 
2 67,2 16 Bi ne 
80 „ 65,6 15,6 BOA Ea 


Seitdem aber beträgt die Spannung regelmäßig 49 
bis 50 Punkte, d. h. der Frank macht jede Zuckung 
der Mark mit, insbeſondere auch den neuen Valuta⸗ 
ſturz ſeit Anfang Oktober und den großen Fall vom 
30. Oktober bis 5. November. „Deutſchland wird 
zahlen“ ift die ganze Hoffnung in der franzöſiſchen 
Finanzmiſere, damit iit aber der Staatskredit Frank⸗ 
reichs mit dem Kredit und dem Wohlergehen Deutſch⸗ 
lands aufs innigſte verknüpft. — In der „Deuts 
jhen Allgemeinen Zeitung“ (20. Novem- 
ber) beſchäftigt jih Dr. Erwin Reſpondek mit 


„ 
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Wirtſchaft und Finunz im bolſchewiſtiſchen Rußland. 
Am deutlichſten ſpiegelt ſich der Zuſtand Nußlands 
in ſeiner Finanzwirtſchaft. Als die Bolſchewikt im 
November 1917 die Regierung in die Hand nahmen, 
laſtete auf Rußland eine Kriegsſchuld von nahezu 
50 Milliarden Rubel. Große Neuausgaben wurden 
ſeit dieſer Zeit getätigt, wie die Budgetziffern an⸗ 
zeigen. Die Geſamtausgaben des Jahres 1918 be⸗ 
trugen im einzelnen: 


1. Januar bis 30. Juui 1918 
1. Juli bis 31. Dezember 1918 


17 602 Mill. Rubel 
29 074 Mill. Rubel 


46676 Mill. Rubel 
In ihnen befinden fih die außerordentlichen 
Ausgaben aus der vorbolſchewiſtiſchen Zeit mit 7300 
Millionen Rubel, von denen u. a. auch 864 Millionen 
als Kriegsentſchädigung für Deutſchland auf Grund 
des Finanzabkommens vom 27. Auguſt 1918 entfallen. 
Ueber die Einnahmen im Jahre 1918 liegen die 
budgetären Voranſchläge vor: 


1. Januar bis 30. Juni 1918 2852 Mill. Nubel 


1. Juli „ 31. Dezember 1918 12 730 Mill. Rubel 
15 582 Mill. Rubel 
Das nominelle Defizit würde demnach im 


Jahre 1918 rund 31 Milliarden Rubel betragen. 
Das dritte halbjährige Budget weiſt eine weſent⸗ 
liche Steigerung in den Ausgaben, aber auch in 
den Einnahmen auf. Es betragen: 

die Geſamtein nahmen 

vom 1. Januar bis 30. Juni 1919 20 350 Mill. Nubel 

die Geſamtausgaben 

vom 1. Januar bis 30. Juni 1919 50 703 Mill. Rubel 


Nominelles Defizit 30 453 Mill. Nubel 

Die Verquickung der Finanzen mit dem neuen 

Wirtſchaftsſyſtem geht nirgendwo vorzüglicher her⸗ 

vor als aus dieſem dritten Budget. Zunächſt ſeien 

die hier in Frage kommenden Budgetpoſten tabel- 
lariſch aufgeführt: 

Ausgaben in Mill. Rubel 

1. Halbjahr 2. Halbjahr 
1919 1918 


Armee >. 12 180 7000 
Lebensmittel ee 3000 
Nationaliſierung der Induſtrien 5162 800 
Oberſter Volkswirtſchaftsrat, 

Landwirtſchaft . 6346 1700 
Kultusminiſterium, Geſundheits⸗ 

amt, ſoziale Fürſorge 7471 — 
Zinſen an die Staatskaſſe 1625 — 


In vorderſter Reihe ftehen die Koſten für das 
Heer. Die beträchtliche Steigerung iſt nicht über⸗ 
raſchend, denn ſie ſteht im Zuſammenhang mit der 
Ausdehnung der Kriegsſchauplätze und weiter mit 
der großen Steigerung der Preiſe für die Per- 
pflegungs⸗ und Ausrüſtungsgüter. Auch die nahezu 
verdreifachten Ausgaben für die Lebensmittelverſor⸗ 
gung finden ihre Erklärung in der Erweiterung 
des Verſorgungsgebietes, durch Einbeziehung neuer 
Städte und zum Teil auch der Landbevölkerung in 
einzelnen Diſtrikten, ſowie in der ſchon erwähnten 
Preisſteigerung, die unbehindert der ſtaatlichen 
Zwangswirtſchaft vor ſich geht. Nach wie vor halten 
die Bolſchiwikt an dem bekannten dreiſtufigen 
Nahrungsſyſtem feſt: 1½ Pfund Brot für die 


Soldaten und beſonderen Arbeiter, / Pfund für 
die anderen Arbeiter, und ½ Pfund für die nicht⸗ 
arbeitenden Klaſſen. Trotz alledem find dieſe Aus⸗ 
gabenerhöhungen notwendig geworden. 

Die unzweifelhaft intereſſanteſten Schlüſſe find 
aus dem Ausgabetitel für den Oberſten Volkswirt⸗ 
ſchaftsrat zu ziehen. Seine ungewöhnlich reichliche 
Dotierung iſt auf die Tatſache zurückzuführen, daß 
die Bolſchewiki an der Nationaliſierung feſthalten 
und fie nicht abbauen, wie eine Reihe von öffent⸗ 
lichen Auslaſſungen annimmt, ſondern ſie weiter 
ausdehnen wollen. Allerdings ſoll heute die Ver⸗ 
wirklichung dieſes neuen Wirtſchaftsſyſtems auf 
ruhigere, ſyſtematiſche Arbeit geſtellt werden. Es 
ſoll nicht mehr wie zu Beginn eine wilde Voll: 
ſozialiſierung fein, die Unternehmer, Ingenieure und 
Techniker fortjagte und dafür als natürliche Folge⸗ 
erſcheinung Arbeitsloſigkeit und Verkehrsſtillſtand 
hervorrief. 

Aber auch mit einer ſyſtematiſchen Natio⸗ 
naliſierung iſt das ökonomiſche Problem Rußlands 
noch nicht gelöſt. Zunächſt hat gerade ſie die land⸗ 
wirtſchaftliche und induſtrielle Produktion paralyſiert. 
Um heute den wirtfchaftlihen Wiederaufbau im 
Innern durchzuführen, braucht Rußland einen auf⸗ 
gebeſſerten, zum Teil vollkommen neuen Wirtſchafts⸗ 
apparat. Es ſei nur an die Eiſenbahnen erinnert, 
die ſeit Jahren nicht in Ordnung gebracht und nicht 
ergänzt worden find, angefangen von der Signal- 
ſtange bis herauf zur Lokomotive; und weiterhin 
an die Maſchinen in den Fabriken, landwirtſchaft⸗ 
lichen Gerätſchaften und alle anderen gewerblichen 
Rüftzeuge für die Produktion. 

Schon die Frage nach der ntateriellen Deckung 
der Ausgaben läßt Zweifel an der Haltbarkeit der 
wirtſchaftspolitiſchen Arbeit aufkommen. Die Ein⸗ 
nahmen des ordentlichen Budgets ſind im Verhält⸗ 
nis zu den geſtellten Staatsaufgaben und den hier⸗ 
durch bedingten Ausgaben belanglos. An auker- 
ordentlichen Deckungsmitteln hat die bolſchewiſtiſche 
Regierung nur geringe Summen einbekommen. 
Auch ihre Zwangsanleihen auf die Bürgſchaft 
(Wertpapiere, Edelſteine uſw.), haben nach den vor⸗ 
liegenden Meldungen nur zu einem kleinen Teil 
einen tatſächlichen Erlös gebracht. Es verblieb zur 
Finanzierung allein die Notenpreſſe. 

Die erſte Frage zielt hier nach der Kenntnis 
über die Höhe des Notenumlaufes. Am 25. Oktober 
1917, am Ende der Kerenski⸗Periode, war der Noten⸗ 
umlauf 18 917 Millionen Rubel, am 1. Januar 1918 
25 461 Millionen Nubel. Nach den amtlichen Aus⸗ 
laſſungen hat die bolſchewiſtiſche Regierung im Ber- 
laufe des Jahre 1918 insgeſamt 29 807,3 Millionen 
Rubel verausgabt, fo daß am 1. Januar 1919 ein 
kontrollierter Notenumlauf von 55 268,3 Millionen 
Rubel beſtand. Nach einer Meldung der 
„Prawda“ foll die durchſchnittliche monatliche 
Notenausgabe im laufenden Jahre 2,5 Milliarden 
Nubel betragen, ſo daß am dritten Jahrestag der 
bolſchewiſtiſchen Herrſchaft insgeſamt etwa 80 Millis 
arden Nubel umlaufen, das ſind alſo 160 Milliarden 


N * 
* 


Mark, wenn die alte Goldparität zur Mark als 
Umrechnungskurs zugrunde gelegt wird. Zu den 
Banknoten, die von der ruſſiſchen Staatsbank aus⸗ 
gegeben w den, kommen noch die Emiſſionen der 
Städte un rovinzen. Dieſes lokale Geld foll im 
Zulammend mit dem falſchen Geld einen hohen 
Betrag aushilchen. Die Volſchewiki verſuchen zwar 
iest eine Reinigung in ihrem Geldumlauf vor⸗ 
zunehmen, äber mit ihr allein iſt die Währungs⸗ 
ſrage nicht gelöſt. Vorläufig ruht ihre Finanz⸗ 
kraft und ihre Wirtſchaft auf dem Papierrubel, 
Sinkt einmal der Rubel in feinem Wert auf den 
Nullpunkt, dann ſteht das Budget tatſächlich nur 
auf dem Papier. Der Geldtheorie des Bolſchewismus 
würde dieſer Zuſtand entſprechen. Aber der ruſſiſche 
Finanzminiſter Kreſtinsky erklärte, daß er gern zum 
reinen „Warenbudget“ übergehen möchte. 


Umschan. 


3 Herr Dr. rer. pol. Smolka- 
Die Liquidität industri- Gleiwitz schreibt: „Die Bi- 


eller Unternehmungen. lanzen, Geschäftsberichte 


sowie die Pressemitteilungen über den Stand der 
industriellen Unternehmungen zeigen in den letzten Monaten 
ein eigenartiges Bild: Ein Anschwellen der Bankschulden 
bei allen Gesellschaften, die eine Fabrikation betreiben, 
und zwar in einer Weise, dass man fast von einem finan- 
ziellen Festfahren sprechen kann. Die Aufnahme von, 
Krediten wird den Unternehmungen immer schwerer, weil 
eine plötzliche grössere Kreditbedürftigkeit häufig mit 
Verschuldung und geschäftlichem Rückgang gleichgesetzt 
wird, sobald nicht neue Gegenwerte in Form neuer Anlagen 
usw., die solche Aufnahmen rechtfertigen würden, vorhanden 
sind. Die Erklärung mit dem dauernden Niedergang er- 
scheint aber nicht einwandfiei, wenn man von den lawinen- 
artig steigenden Verkaufspreisen für alle Produkte aus 
der Industrie liest und bedenkt, dass diese Preise seit 
Aufhebung der Höchstpreise, d.h, dem 1. Januar ds. Js., 
selbst im sogenannten „legitimen“ Geschäft, auf mindestens 
das 5—6fache des Standes vom Dezember vorigen Jahres 
emporgeschnellt sind. In diese neuen Preise kommen die 
Fabrikanten zum grossen Teil bald hinein, weil es fast 
geit mehr als 2 Jahren, speziell bei der Industrie, üblich 
ist, mit Hausseklausel zu veıkaufen, der Kunde also Bu 
jeweiligen Tagespreis zur Zeit der Lieferung bezahlt. De 
älteren Verpflichtungen zu festen Preisen bilden 5 bei 
den meisten Unternehmungen nicht mehr den überwiegenden 
Teil. Wenn nun von der einen Seite aus Fachkreisen 
die Meinung ausgesprochen wird, dass nach dem SE 
der Preise und der Selbstkosten jetzt doch bereits tel 
mindestens ber nicht mehr zugesetzt werden müsste, 5 
wird zum Beweise des Gegenteils von der anderen Seite 
stets auf de: schlechten finanziellen Stand der Unters 
nehmungen und die eher zu- als abnehmenden se 
Bankschuiden und Obligationen yerwissen die 
letztere Ansicht die richtigere wäre, e h. die ständig 
wachsenden finanziellen Verbindlichkeiten as Pur 
nehmungen tatsächlich das entscheidende anika PA 
die Beurteilung des Standes der betreffenden Gesellschaften 
sämtliche Fabrikationsunternehmungen, 


wären, so würden 
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vor allem die Schwerindustrie, rettungslos dem Ruin 
entgegengohen. Ist dies wirklich so, oder lässt die tatsächlich 
unbestreitbare Abnahme der Liquidität eine andere günstigere 
Deutung zu? Meines Erachtens ja, wenn man die Begriffe 
Rentabilität und Liquidität auseinanderhält. Der 
allgemein beobachtete Rückgang der Kaufkraft des Geldes 
und die damit zusammenhängende Steigerung der Preise 
aller Rohmaterialien und sonstiger Bedarfsartikel für die 
Industrie, das Anschwellen der Löhne und Gehälter, wie 
überhaupt sämtlicher Ausgaben haben zur Folge gehabt, 
dass der laufende Geldbedarf aller Erwerbsunternehmungen 
erheblich grösser als in der Vergangenheit geworden ist, 
auch wenn neue Anlagen, usw., nicht geschaffen wurden. 
Dies hat mit den Gewinnresultaten der Unternehmungen 
nichts zu tun, DasBetriebskapital eines jeden Unternehmens, 
speziell von solchen, die sich mit der Fabrikation befassen, 
steht seiner Höhe nach in einem notwendigen Zusammen- 
hang mit den Geldbeträgen der Umsätze. Der Unternehmer 
muss die Kosten für die Anschaffung der Rohmaterialien, 
für Steuern, Löhne, Gehälter, usw. gewissermassen vor- 
schiessen. Es vergeht also eine gewisse Zeit, bis Jier 
Geldbetrag für den geschaffenen Gegenwert eingeht. 
Werden nun die einzelnen Faktoren der Gestehungs- 
kosten verwässert, d. h. steigen die Preise für sie, 
so wird der Betrag der in der Fabrikation zu in- 
vestierenden durchlaufenden Mittel ständig grösser. 
Verwiesen werden muss bei dieser Gelegenheit noch be- 
sonders auf die sich jetzt ergebende Notwendigkeit der 
Anschaffung von Beständen an Auslandsrohmaterialien, 
die der Industrie fast völlig ausgegangen waren und die 
allmählich, wenn auch zu sehr hohen Preisen, ergänzt 
werden müssen. Welche Möglichkeiten bieten sich nun 


dem Unternehmer, um die laufend gebrauchten, wesentlich 


höheren Beträge, die er investieren muss, bevor er den 
Erlös aus den Fabrikaten erhält, zu beschaffen? Es 
kommen in Betracht eine grössere Ansammlung der Stamm- 
Grund- usw. Kapitalien als Betriebskapital, ein Angreifen 
vorhandener sonstiger Reserven, die Aufnahme nener 
Anleihen, eine generelle Erhöhung der finanziellen Be- 
triebsmittel in Form einer Vergrösserung der am ge- 
schäftlichen Risiko beteiligten Kapitalien. Eine grössere 
Ansammlung der Grund-, Stammkapitalien usw.ist bei den 
meisten Unternehmungen der hier in Frage stehenden 
Art kaum oder nur in beschränktem Umfange möglich. 
Fabrikationsurternehmungen sind keine Banken. Ihre 
Kapitalien sind dazu da, um im laufenden Fabrikations- 
geschäft arbeitend angelegt zu werden. Die ständigen 
Fortschritte der Technik erfordern auch für Modernisje 
zungen von Anlagen dauernd neue Ausgaben, so dass 
grössere Betriebe, wenn sie auf der Höhe bleiben wollen, 
nie dazu kommen, Vermögen anzusammeln, eher müssen 
sie neue Kapitalien aufnehmen. Das gleiche gilt für die 
Reserven. Diese sind durch die Revolutionsereignisse, 
besonders in den ersten Monaten nach dem November 
v. Js, die große besondere Ausgaben brachten, ohne 
auch in den Einnahmen bald auf eine entsprechende 
Höhe zu kommen, stark in Mitleidenschaft gezogen 
worden. Wo sie noch vorhanden sind, sind sie im 
Verhältnis zum laufenden so ungeheuer gesteigerten 
Geldbedarf fast regelmässig nicht ausreichend, Auch die 
Aufnahme von Anleihen hat eine gewisse natürliche Grenze, 
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Einmal wollen und dürfen die Unternehmungen nicht völlig 
in die Einflussphäre der Banken geraten, auch werden 
erfahrungsgemäss die Anleihe-Bedingungen mit jeder neuen 
Kreditaufnahme ungünstiger. Die durch Obligationen kon- 
solidierten Anleihen und die in Anspruch genommenen 
laufenden Bankkredite können überdies notwendigerweise 
auf die Dauer nicht ein Mehrfaches der Stamm- oder 
Grundkapitalien ausmachen, weil bei unverminderter Höhe 
dieser letzteren Betriebsmittel die Basis für die Tragung 
von Risiken bei evtl. Rückschlägen zu gering wäre. Es 
bleibt daher nur der Weg offen, daß diejenigen Kapitals- 
mengen, welche das Risiko von Verlust und Gewinn 
tragen, d. h. die Grund-, Stammkapitalien, usw. — je 
nach der Rechtsform des betreffenden Unternehmens — 
entsprechend der Entwertung der Kaufkraft der Mark, auch 
im Inlande nach den heutigen Verhältnissen erhöht werden. 
Auf diese Weise würden die Unternehmungen neue ver- 
fügbare finanzielle Mittel erhalten, die die ständige In- 
anspruchnahme von Krediten überflüssig machen, In Er- 
wägung gezogen werden müßte bei dieser Transaktion 
noch eine Neubewertung der stehenden Anlagen, ent- 
sprechend der heutigen Kaufkraft des Geldes, Die Unter- 
nehmungen müssen also, nachdem sie ihre Betriebsein- 
richtungen auf die Friedenszeit umgestellt haben, ein 
Gleiches auch mit ihren finanziellen Verhältnissen tun, 
denn bei diesen hat sich durch die inzwischen neu ge- 
schaffene Lage ebenfalls ausserordentlich viel geändert, 
Das Urteil über den Stand manchen Unternehmens wird 
sich alsdann wesentlich ändern, da heutigen Tages vielfach 
finanzielle Schwierigkeiten mit Unrentabilität gleichbe- 
deutend gebraucht werden, Dies ist aber, wie erwähnt, 
kein massgebendes Kriterium. Allerdings ist es heutigen 
Tages bei der durch tausenderlei Umstände (Kohlenver- 
teuerung, Frachtenerhöhung, Valutaverschlechterung usw.) 
bedingten Sprunghaften Steigerung der Selbstkosten schwer, 
den Stand eines Unternehmens richtig zu bewerten, wenn 
man noch weiter berlicksichtigt, dass auch die Erlöse 
gewaltig springen und dazu vielfach durch Monate spätere 
Verbandsabrechnungennicht unwesentlich korrigiert werden. 
Die Liquidität industrieller Unternehmungen ist jedenfalls 
in der Hauptsache, nicht ein Rentabilitäts-, sondern ein 
finanztechnisches Problem, dessen Lösung unbedingt rasch 
erfolgen muss. Bei den gegenwärtigen Verhältnissen 
kann sich tatsächlich der Zustand ergeben, dass ein Unter- 
nehmen nach Lage seiner Bilanzen grosse Gewinne erzielt, 
in seinen flüssigen Mitteln aber völlig festgefahren ist und 
aus den Bankschulden überhaupt nicht herauskommt.“ 


Mit der wachsenden Entwertung 
der Mark im Auslande gewinnen 
für die Beurteilung der Wertgestaltung von Aktien die 
Beziehungen der Gesellschaften zum Auslande cine immer 
steigende Bedeutung. Während man anfangs den Kreis 
der sogenannten Valutapapiere, d. h. der Wertpapiere, 
deren Kursgestaltung unmittelbar von den Valutaschwan- 
kungen beeinflusst wird, begrenzte auf die eigentlichen 
Auslandswerte, d. h. auf Aktien, deren Nominalbetrag in 
fremder Währung lautete und deren Dividenden ent- 
sprechend in der fremden Währung ausgezahlt wurden, 
werden jetzt nicht nur die Aktien der Unternehmungen, 
die Tochtergesellschaften im Auslande haben, sondern 


in. Valutapapiere. 


überhaupt alle Aktien von Gesellschaften mit starken aus- 
ländischen Forderungen oder Verpflichtungen zu Valuta- 
papieren. Charakteristisch ist 2. B. die ausserordentliche 
Kurssteigerung, die die Aktien der Gelsenkirchner Bergwerks- 
gesellschaft erfahren haben nach der Ratifizierung der 
Verkaufsoperation Gelsenkirchens für seine linksrheinischen 
Werke durch die Luxemburgische Kammer. Die besondere 
Bedeutung, die in dieser Transaktion finanziell liegt, besteht 
eben darin, dass die Bezahlung der Kaufsumme in Frank- 
werten geschieht und dass auch die Annuitäten, die der 
Gelsenkirchner Gesellschaft noch dreissig Jahre lang zu- 
fliessen sollen, in Franken bemessen sind. Genau so wie 
ein Teil der Gesellschaften aus den Liquidationen in fremder 
Währung oder aus Kapitalforderungen erheblichen Valuta- 
nutzen zu ziehen vermag, gibt es natürlich auch eine 
nicht unerhebliche Anzahl von Unternehmungen, die Ver- 
pflichtungen mit späterer Fälligkeit in fremder Währung 
eingegangen sind. Während des Krieges und nachher sind 
vielfach von deutschen Unternehmungen im Auslande Kredite, 
besonders in der Form der Obligationenausgabe, aufgenommen 
worden, die nach einer Anzahl von Jahren in der fremden 
Währung zurückzuzahlen sind. So wurde beispielsweise be- 
richtet, dass in den neuverbundenen Kalikonzernen Winters- 
hall und Alexandershall drei Gewerkschaften eine Franken- 
Obligationenschuld von je 10 Mill. Fr. laufen haben, die 
nach 8—10 Jahren zum Kurse von 123,50 rückzahlbar sind. 
Diese Schuld würde zum heutigen Kurse theoretisch eine 
Belastung von insgesamt mehr als 220 Mill. Mark dar- 
stellen. Nun ist es gewiss möglich, dass in den Jahren 
bis zu ihrer Fälligkeit sich der Markkurs wieder etwas 
bessert, eine Sicherheit dafür besteht aber nicht, dagegen 
darf man es wohl als sicher annehmen, dass der Paristand 
nicht wieder erreicht werden kann, Aehnlich wie bei 
dieser Kapitalschuld liegt es bei vielen Eisenwerken mit 
Schulden aus Erzlieferungen, die während des Krieges 
gestundet worden sind und die jetzt teilweise schon fällig 
werden, teilweise zu nicht leichten Bedingungen verlängert 
werden. Beispiele für die Bedeutung, welche Valuta- 
schulden und Forderungen gegenwärtig für die Wert- 
gestaltung von Aktien haben, liessen sich beliebig ver- 
mehren. Aus dieser Gestaltung der Dinge wird man die 
Forderung ableiten müssen, dass in Zukunft in den 
Bilanzen der Aktiengesellschaften die Beziehungen zum 
Auslande ganz anders als es früher üblich und nötig war, 
dargestellt werden. Um ein einigermassen klares Bild 
von der Lage einer Gesellschaft zu gewinnen, ist es in 
Zukunft notwendig, zu wissen, welchen Anteil unter ihren 
Kreditoren die Schulden in fremder Währung ausmachen, 
wie diese Schulden in die Bilanz eingestellt sind, und 
evtl. welche besonderen Kursverlustreserven die Gesell- 
schaft sich geschaffen hat. Vor allen Dingen muss diese 
Trennung in Auslands- und Inlandsverpflichtungen überall 
dort eintreten, wo es sich bei den Verpflichtungen in 
fremder Währung nicht um Schulden aus dem laufenden 
Geschäft handelt, sondern um mehr oder minder lang 
befristete Kapitalaufnahmen. Wie auf der Passivseite die 
Verpflichtungen an das Ausland besonderer Kennzeichnung 
bedürfen, so werden auf der Aktivseite auch Forderungen 
in fremder Währung, wenigstens so weit sie über den 
Rahmen des laufenden Warengeschäfts hinausgehen, also 
2. B. aus der Abstossuug oder Liquidation ausländischer 
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Tochterunternehmungen stammen, besonders zu kenn- 
zeichnen sein. Denn ein grosser Teil von Aktien heimischer 
Unternehmungen hat eben heute den Charakter von 
Valutapapieren bekommen. 


Börse und Geldmarkt. 


Das Hauptgesprächsthema bildet heute an der Börse, 
in den Bankkontors und überall dort, wo Kapitalisten und 
Kaufleute ihre Sorgen austauschen, die Furcht vor den 
nenen Steuern. Wenn man heute das Pech hat, in 
kalten Zügen die nach ein bis zwei Stunden Fahrt schon 
mit Maschinendefekten auf der Strecke liegen bleiben, durch 
das winterliche Deutschland fahren zu müssen, dann kann 
man in den Coupés allerlei erbauliche Unterhaltungen 
reisender Schieber anhören, die sich, nach Absolvierung: 
der üblichen Renommagen über die letzten grossen ge- 
schäftlichen Transaktionen, immer wieder um das eine 
Thema drehen, wie man es anfangen kann, dass man zum 
Zeitpunkt der Deklaration der Vermögen möglichst wenig 
Bargeld liegen und alles in Sachwerten angelegt habe, deren 
Einschätzung von der mehr oder minder grossen Stener- 
treudigkeit des Besitzers abhängt. Man kann da die tollsten 
Sachen hören. Man erfährt, wie Luxusautomobile für 
150 000 % das Stück gebaut werden, damit die Herren 
Schieber in einer Zeit, wo das Eisenbahnreisen langsam 
und unerfreulich wird, von München und Frankfurt nach 
Hamburg sausen können, und ausserdem in der Lage sind, 
die Beträge für Anschaffung des Automobils auf Unkosten- 
konto zu verbuchen. Man hört von Einkänfen von Kunst- 
werken und Luxusgegenständen, an Wein und ausländischen 
Likören, die geradezu phantastische Beträge erreichen, man 
kann ferner in diesen vertraulichen Unterhaltungen Rat- 
schläge wie jene hören, sich mit der deutschen Papiermark 
im Auslande deutsche Zwanzigmarkstücke zu kaufen (die 
es anscheinend an gewissen Stellen noch zum Weltmarkt- 
kurse zu kaufen gibt). Man bat dann zu Hause zwar nur 
etwa den zehnten Teil, in Mark ausgedrückt, von dem 
liegen, was man in Papiermark ausgegeben hat, hat aber 
dafür eine im Ausland vollgültige Valuta und für die 
Steuereinschätzung den riesigen Vorteil, dass man das 
Barvermögen in Mark deklariert und es dadurch, unbe- 
schadet seiner gegen früher gleichgebliebenen Kaufkraft, 
auf den zehnten Teil nominell verkleinert. Solche und 
ähnliche guten Ratschläge werden ausgetauscht, und wo 
so viele gewitzte und mit allen Wassern gewaschene 
Gesellen sich nach Kräften bemühen, den Steuerfiskus zu 
schädigen, wird wohl der Erfolg nicht ausbleiben, zumal 
es ja denen gerade, die grosse N 5 
wollen, nur allzu leicht gemacht wird. Denn immer wieder 
kann man aus diesen Unterhaltungen hören, wie z. B. . 
oder jener von den neugebackenen „Grosskauf leuten — 
den grossen Versteigerungen der F Hi 
80 Lastautomobile und da 40 andere Wagen verhältnis- 
mässig billig erworben hat. Wie er sie dann nach ame 
amerika oder irgend einem anderen Lande mit Bauer 
nicht gerade klassischer, heute an us gegenüber 

a ausführt, ohne dass ihm irgendjemand 


en der Valut + 
glänzende in den Weg legt, und wie er dann den 


jerigkeiten 1 wi : 
en Erlös in fremder Valuta bei einer spanischen 
sehr 


der holländischen Bank stehen lässt. Es ist wirklich 
ode 


kennzeichnend für die traurige Zerrüttung unserer Wirt- 
schaftspolitik, wenn ich in einem solchen Gespräche hörte, 
dass einem dieser grossen Schieber, der Bureaus in allen 
skandinavischen Ländern unterhält, einmal, als die Devisen- 
zentrale noch in voller Blüte war, von der Reichsbank 
verweigert wurde, einem seiner ausreisenden Angestellten 
400 nordische Kronen mitzugeben, während er zur gleichen 
Zeit für einige Millionen Kronen deutscher Wagenfabrikate 
ungehindert und ohne über die Verwendung der dafür ein- 
kommenden Vatuta befragt zu werden, über die Grenze 
gehen liess. 

Aber nicht nur der illegitime Handel, die Schieber, 
sind es, die sich über diese Steuersachen so eifrig unter- 
halten. Gerade der reelle Kaufmannsstand sieht mit 
ausserordentlich schweren Sorgen den Steuereinziehungen 
entgegen. Den einen Hauptgesichtspunkt bei all diesen 
Diskussionen hat Direktor Paul Mankiewitz dieser Tage 
in einem Aufsatz im „Bankarchiv“ gestreift, als er 
davon sprach, dass in den Augen der Ausländer das 
Reichsnotopfer unsere Kaufleute und Industriellen 
kreditlos mache. An dieser Stelle war schon einmal, vor 
etwa 2 Monaten, darauf hingewiesen worden, dass in der 
Tat die Kreditbasis, die der selbständige Kaufmann und 
Fabrikant seiner Bank bietet, durch das Reichsnotopfer 
und durch die ausserordentliche Ausgabe vom Vermögens- 
zuwachs sehr stark verkleinert wird. Die Bank bemisst ia, 
wenn sonst alle Vorbedingungen für die Gewährung des 
Kredites vorhanden sind, seine Höhe nach der Grösse des 
dem Kreditnehmer zur Verfügung stehenden Eigenkapitals, 
Eine junge Firma, die vor dem Kriege etwa 150000 o% 
Eigenkapital besass, im Kriege aber 900000 #£ dazu ver- 
dient hat, hat natürlich heute bei ihrer Bank einen ent- 
sprechend hohen Kredit. In dem Moment aber, wo das 
Gesetz über die Besteuerung des Vermögenszuwachses in 
Kraft tritt, und der Staat in den Büchern der Firma als 
Gläubiger für die Steuersumme von 733500 c# erscheint, 
muss sich auch, bei allem persönlichen Vertrauen der 
Bankdirektion zu der Tüchtigkeit und den zukünftigen 
Erfolgen des Kunden, die ihm einzuräumende Kreditsumme 
wesentlich reduzieren. Aehnlich liegt es in mancher Hin- 
sicht bei den alten Firmen, die, wenn wir einmal ganz 
vom Vermögenszuwachs absehen, vom Reichsnotopfer 
getroffen werden. Auch bier erscheint der Staat mit 
einem am Eigenkapital der Inhaber gemessenen erheb- 
lichen Betrage als Steuergläubiger in den Büchern. Nun 
liegt allerdings beim Reichsnotopfer die Sache so, dass 
es den Steuerpflichtigen freigestellt ist, die Gesamistener- 
summe in dreissig Jahresraten abzutragen. Eine Einrich- 
tung, die ein sehr starkes, allerdings auch notwendiges 
Entgegenkommen des Steuerfiskus bedeutet, denn die 
5% Zinsen, mit denen derjenige, der die Ratenzahlung 
an Stelle der einmaligen Steuerzahlung wählt, belastet wird, 
bedeuten im allgemeinen nicht allzuviel gegenüber 
den zumeist um das vielfache höheren Prozentertiäg- 
nissen, die Handel und Industrie aus dem ihnen vor- 
läufig im Geschäft belassenen Gelde heraus wirtschaften. 
Aber das scheinen sich die Banken im allgemeinen 
nicht zu überlegen. Sie bedenken, dass das Reichsnot- 
opfer durch diese Einrichtung der Ratenzahlung fast von 
einer Steuer auf das Kapital zu einer aus den jährlichen 
Einkünften zum Teil zu tilgenden Amortisationszahlung 
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geworden ist. Sie sehen nur die buchmässige Verringerung 
des Eigenkapitals ihres Kunden und glauben nun auch 
deshalb ihre Kreditbewilligung entsprechend zurück- 
schrauben zu müssen. Aehnlich liegt es nun nach den 
Ansichten unserer Bankwelt gegenüber dem Auslande. 
Wenn ein deutsches Haus auch heute noch ein Millionen- 
vermögen hat, so wird doch, wie man meint, das Ausland, 
von dem wir Kredit heischen, antworten, dass diese Ver- 
mögen ja gar nicht mehr vorhanden sind, sondern rechtlich, 
im Augenblick des Inkrafttretens der Steuergesetze, zu 
einem erheblichen Prozentsatz dem Staat gehören. Man 


Plufus-Merkiafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor: ) 


Reichsbankausweis. — Q- V.: Arusdorfe 


Papierfabrik, Heinrich Richter Akt.-Ges,, 

e E Wilhelmshütte Akt.-Ges. für Maschinen- 

z g bau und Eisengiesserei, Norddeutsche 
Hütte Akt.- Ges. 


Ironage-Bericht. — Baukausweise London, 
Paris. — @.-V.: Stab! & Nölke Akt.- 
Ges., Sächsische Maschinenſabrik Hart- 
mann, Maschinenbau-Akt.-Ges. Golzern- 
Grimma, Neue Baumwollspinnerei und 
Weberei Hof, Ludwig Hupfeld Akt.-Ges., 
Transport-Akt.-Ges. vorm. J. Hevecker. 

G.-V., J. E. Reinecker Akt.-Ges., Zimmer- 
mann -Werke, Elektrizitätswerke Pöge, 
Heddernheimer Kupferwerke und Süd- 
deusche Kabelwerke, Gar dinenſabrik 
Plauen. 


Bankausweis New-York, — G.-V.. Terrain- 
Akt.-Ges, am Hohenzollernkanal, Säch- 
sische Cartonnagen - Maschinenfabrik, 
Oldenburgische Eisenhütten. 


G.- V.: Phönix Akt.-Ges. tür Bergbau und 


Donnerstag, 
4, Dezember 


Freitag, 
5. Dezember ! 


Sonnabend, 
6. Dezember 


8 Pona Hüttenbetrieb, Magdeburger Werkzeug- 

i maschinenfabrik, C D. Magirus Akt.-Ges. 

G. -.: Gussstahlwerk Witten, Lindener 

Dienstag, Eisen- und Stahlwerke, Elektrotechnische 

9. Dezember Fabrik Max Schorch & Co., Höcherl- 
bräu Culm. 

Reichsbankausweis. — @.-Y.: Wickingsche 


Mittwoch, 
10. Dezember | 


Portland - Cementwerke, Elbschloss- 
brauerei Nienstedten, Engelhardt Braue- 
rei, Stobwasser, 


Ironage-Bericht. — Bankausweise London 
Paris. — G.-V.! Warsteiner Gruben- 
und Hüttenwerke, Georgs-Marien-Berg- 
werk- und Hüttenverein, Akt.- Ges. 
Schäffer & Walker, H. Schomburg 
Söhne, Tilsiter Actien-Brauerei. 

@.-V.: Stadiberger Hütte, Maschinenfabrik 
Schiess, Hoffmanns Stärkefabriken, 
Bierbrauerei A. Schifferer Akt, - Ges., 
Schlossbrauerei Kiel, Ludwig Wessel 
Porzellanfabrik. 

Bankausweis New-York, — G,-V.: Bier- 
brauerei Mahn & Ohlerich, Danziger 


Aktienbrauerei, Oelfabrik Gross-Gerau 
Bremen, 


Donnerstag, 
11. Dezember 


Freitag, 
12, Dezember 


Sonnabend, 
13. Dezember 


9 Die Merktafel gibt dem Wertpaplerbesitzer tiber alle für bm 
wishtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Soneralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidstionstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie zn den betreffenden Tagen In 
den Zeitungen achten müssen, In Kurefv-Schrift sind diejenigen 


Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
lassen. * 


G. - V.: Zehlendorf - Klein - Machnower 
Terrain - Gesellschaft in Liq., Löwen- 
brauerei Berlin, Akt. - Ges. für Seil- 
industrie vorm. Ferd. Wolff, Maschinen- 
fabrik Esslingen. — Schluss der Zu- 
sammenlegungsfrist Aktien Alphons 
Custodis. 


G.-V.: Maschinenfabrik Augsburg Nürn- 
berg, Schultheiss -Brauerei Akt.-Ges., 
Deutscher Eisenhandel, Oberschlesische 
Zinkhütten-Akt.-Ges., Breslauer Aktien- 
Malzfabrik, Hackethal Draht- und Kabel- 
werke, Süddeutscbe Baumwoll-Industrie 
Kuchen, Königsberger Zellstofffabrik, 
Verein für Zellstoffindustrie Dresden, 
Waggonfabrik Josef Rathgeber, Immo- 
bilien- und Bau-Gesellschaft München, 
Akt.-Ges. für pharmazeutische Bedarfs- 
artikel Wenderoth, Pommersche Zucker- 
fabrik Anklam, Sächsisch-Thüringische 
Portland-Cementfabrik Prüssing, Ver 
Glanzstoff-Fabriken Elberfeld. 

Verlosungen: 

5. Dezember: 2% u. 3% Credit 
foncier 500 bzw. 400 u. 250 Er. (1879, 
1880, 1891, 1899, 1909), 2%, Stadt 
Paris 500 Fr. (1899), 3%, dsgl. 300 Fr. 
(1912). 10. Dezember: 2%, Stadt 
Antwerpen 100 Fr. (1903). 14. De- 
zember: 2½ % Griech. Nat.-Bank 
100 Dr. (1904). 15. Dezember: 
21/,% Stadt Brüssel 100 Fr. (1902), 
4% Stadt Paris 500 Fr. (1865), 3%, 
Egypt, Credit foncier 250 Fr, (1886, 
1903, 1911), Kanton Freiburg 20 Fr. 
(1898). 


Montag, 
15. Dezember 


Dienstag, 
16. Dezember 


muss aber doch hierzu einmal folgendes bedenken: Der 
Staat hat durch die Aufnahme von über zweihundert 
Milliarden Kriegsschuld das deutsche Nationalvermögen 
mit einer Hypothek von etwa zwei Dritiel seines Wertes 
belastet. Wer ist aber der Staat? L'Etat c'est nous. Das 
heisst, wir alle und unser aller Einzelvermögen bilden 
erst den Staat. Wir mfissen doch schliesslich einmal uns 
mit dem Gedanken vertraut machen, dass es jetzt, nach 
Beendigung des Krieges und zu einer Zeit, wo wir die 
Grundlagen zu einer vernünftigeren und solideren Finanz- 
politik legen wollen, an der Zeit ist, diese Tatsache der 
hypothekarischen Belastung nun dadurch auch sichtbar in 
die Erscheinung treten zu lassen, dass wir dem Staat als 
dem Gläubiger, der in unserem Namen Kriegsschulden 
gemacht hat, auch das formelle Recht des Zugriffs auf 
den entsprechenden Anteil unseres Vermögens und unserer 
Einkommen einräumen. Es ändert sich, bei Lichte be- 
trachtet, ungere privatwirtschaftlich- finanzielle Situation 
eigentlich nicht durch das Inkrafttreten der Steuergesetze, 
und auch für das Ausland muss es faktisch unter dicsem 
grösseren Gesichtspunkt lieber sein, anstatt mit Firmen eines 
Landes zu arbeiten, das sein Nationalvermögen mitzwei Drittel 
belastet, das aber nicht den Mut und die Energie gefunden 
hat, diese Hypothek durch entsprechende Heranziehung 
seiner Bürgen allmäblich abzutragen und das deshalb in 
Kürze aus Mangel an objektiver Kreditfähigkeit zugrunde 
gehen wird, als mit Kunden in Geschäftsverbindung zu 
stehen, deren wirkliche Vermögenslage nunmehr nach 
Geltendmachung aller Ansprüche des Staates endgültig zu 
übersehen ist. 
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Die Frage, ob an die Stelle des Reichsnotopfers nicht 
lieber eine Zwangsanleihe grösster Art treten solle 
ist nunmehr, nachdem sie öfter diskutiert worden ist, 
auch wieder von Direktor Mankiewitz in einem der 
Zwangsanleihe günstigen Sinne behandelt worden, Die- 
jenigen, die die internen Besprechungen in Weimar mit- 
gemacht haben, wissen, dass die Bedenken, die Erzberger 
gegen das Projekt der Zwangsanleihe damals vorbrachte, 
(die manche Kreise lieber als die Prämienanleihe gesehen 
hätten) recht gewichtig waren und auch von Angehörigen 


anderer Parteien vielfach anerkannt worden waren. Die 
Aufgabe unserer Banken sollte es jetzt in erster Linie sein, 
die neuen Steuern nicht a limine zu bekämpfen, sondern in 
der klaren Erkenntnis der Tatsachen, dass wir durch die 
Festsetzung der Ausschreibung der Steuern nur dem längst 
Faktum gewordenen Belastungsgrad der Einzelvermögen 
durch die Staatsschulden offen Ausdruck geben, das ihre tun, 
ihren kreditsuchenden Kunden nicht durch übereilte 
Kreditrestriktionen das Weiterarbeiten und den Wieder- 
aufstieg zu erschweren. Justus. 


Warenmarktpreise im November 1919. 


Weizen New York (Winter hard Nr. 2) 237½ 237½ 
een e a. 137e pal 
Kupfer, standard London 2 0 100 ½ 
Kupfer, electrolyt London. . . . 114—118 | 113—117 
Zinn London aen e a a 273 279% 


Zink Londont a a e 441/,—451/,1442), — 451/4 
Blei London. || 32—328); 335/—33 /g 
Aluminium London R er ke 150 150 
Quecksilber London 17,25 17,50 
Weissblech London 41/6—42/0 43/6—44½/ 
Se ee e e 66 6878 
Baumwolle loco New Vork 38,65 39,80 
Baumwolle loco Liverpool 24,48 25,40 
SchmelziChrearoW eee 26,85 26,50 
Kaffee Nr. 7 New York . ... 171/2 181/5 
Petroleum stand white New York . 19,25 19,25 


. 3m | 10: Air 24. | 26. si 


= 
237½ 2371/3 2371/3 cts. per bushel 
1303/5 132 133,75 cts. per bushel 
987/3 98 95 955/ E per ton 
112—116 | 111—115 109—112 2 per ton 
263% | 2887), 295% | Æ per ton 
471—471], 47½ 48 | 48—481), | £ per ton 
34½.—34½ 37 36¾—36½ -£ per ton 
150 150 150 E per ton 
17,50 17,50 17,50 Eper ton 
44% 45 | 44/6—45/0 45/6 4% | sh/d per ton 
74 


65 ¼ 75% | d per Unze 


39,65 39,05 39,45 | cts. per Pfd. 
2323 — 24,08 d per Pfd. 

25,45 25,20 25,30 Doll. per 100 Pfd. 
163/15 152 181 cts. per Pfd. 
19,25 19,75 19,75 cts., per Gallone 


Plutus-Archiv. 
Meue Literatur der Molkswirkfehaft und des (Rechte, 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders sa 
besprechen. Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


i? Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch faran 
nein ee dəs Betrages oder gegen Nachnahme vom der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Germanentum und Slaventum. Orientvölker Stel lle 
Balkanereignisse. Kulturpolitische Erwägungen von 
Austriacus Observator. Kempten und München 1917. 
Verlag der Jos. Köselschen Buchhandlung. 

Vorwort. — Einleitung. — Der Balkan als Völker- 
und Kulturbrücke in der Vergangenheit. — Die Zukunfts- 
fgaben der Bolkanvölker. — Die Völker Oesterreich- 
aufg s und Deutschlands, — Das türkische Volk und 
ere Orient. — Die Innerlichkeit als Wesens- 

1 5 wirklicher Kultur, — Ausblicke und Rückblicke, — 


Nachtrag. 
ung des Königs Konstantin von 
Die var Dargestellt auf Grund amtlicher 
— e Herausgegeben von der Deutsch-Griechischen 
in München 1918. Verlag von J. F. Lehmann. 


men zur Regelung des Verkehrs 
Die E oy Regierungsrat Dr. Reichardt, 
mit Obst. tzender der Reichsstelle für Gemüse und 


Gb. im 1918, Verlag von Reimar Hobbing, 
st. 


18 / 0.60. A 
u NE N A einer Bewirtschaftung des Obstes.— 
ie 


i r Gründung der Reichsstelle für 
Die Magen ana e E Massnahmen der Reichsstelle 
Gemüse un Die Regelung des Verkehrs von Gemüse 


i hre 1916. — 
1 1 im Jahre 1917. 


Die Nährmittelverteilung im Kriege. Von Dr. 
Fritz Elsas, Vorstand des städtischen Lebensmittel- 
amtes in Stuttgart. Berlin 1918. Verlag von Reimar 
Hobbing. Preis AC 0.60. 

Die Nährmittel vor dem Kriege, — Entstehung der 
Nährmittelbewirtschaftung. — Begründung der Reichsstelle 
für Nährmittel. — Aufstellung der Verteilungsgrund- 
sätze. — Herstellung kochferiiger Suppen. — Die Leistungen 
der Nährmittelverteilung und ihre Sicherstellung. — Ver- 


besserungen des Absatzes. — Die Unterverteilung in der 
Kommunalverteilung. — Die Versorgung der Anstalten 
und Gastwirtschaften. — Der Fremdenverkehr, — Die 


Lage im neuen Wirtschaftsjahre 1917/18. 

Volksernährung und Nährdienstpflicht. Von Prof. 
Dr. W. Köppen. — Hamburg 1917. Alfred Janssen, Vor- 
trupp-Verlag. Preis c, 0.20. 

Kriege in biblischen Landen. Von Rudolf Kittel, 
Professor in Leipzig, k. s. Geheimer Rat, Domberr des 
Hochstifts Meissen. Gotha 1918. Verlag Friedrich 
Andreas Perthes. Preis c 3.—. 

Einleitung. — Von Aepypten nach Palästina. — Die 
Kämpfe in Kanaan. — Die Art der Kriegführung. — Fuss- 
gänger und Wagenkämpfer. — Festungsbau und Festungs- 
kampf, Feldschlacht. — Die Gefangenen. — Anfänge des 
Völkerrechts, — Geschichtliche Ereignisse und Personen. — 
Der Friede, — Anmerkungen, 
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Die russische Revolution. Von Paul Rohrbach 
und Axel Schmidt. Stuttgart 1917. Verlag J. Engel- 
horns Nachf. Preis #£ 1.50. 

Einleitung. — Die Revolution von 1905. — Der 
russische Imperialismus, — Der Kampf des Dumablocks 
mit der Regierung. — England und die Revolution. — 
Der Ausbruch und der erste Verlauf der Revolution. — 
Ausblick. 


Die französische Schule und der Weltkrieg. Von 
Professor Dr. Paul Rühlmann. Leipzig 1918. Verla 


von Quelle & Meyer. Preis e 3.—. 
Einleitung. — Sein und Schein des Revanche- 
gedankens. — Die Revancheidee als Hintergrund der 


äusseren und inneren Politik Frankreichs. — Die Stellung 
der französischen Lehrerschaft zur Revancheerziehung. — 
Der Moral- und bürgerkundliche Unterricht und die 
Revancheidee. — Der Sprachunterricht im Dienst des 
Revanchegedankens. — Der Geschichts- und Geographie- 
unterricht und der Revanchegedanke. — Der militärische 
Vorbereitungsunterricht und die Revancheidee. — Die 
französische Schule und der Krieg. — Schlussbetrachtung. 


Uebermässiger Kriegsgewinn. Erörterungen im Bei- 
rat des Preussischen Kriegswucheramtes. Schriften des 
Hausa-Bundes, Heft 6. Berlin-Wilmersdorf. Verlegt bei 
Eduard Trewendts Nachfolger, Preis M 2.—. 


Die Wohnungsmieten in Berlin von 1880-1910, 
Eine statistische Untersuchung als Beitrag zur Theorie 
der Miete. Von Dr. Siegfried Ascher, Architekt. 
Vereid. Sachverständiger am Kammergericht. Berlin 1918. 
Carl Heymanns Verlag. Preis A 5.—. 

Einleitung: Zweck der Arbeit. — Die Theorie der 
Miete. — Die statistischen Unterlagen. — Die Mieten in 
Berlin. — Die Ausstattung der Wohnungen. — Der Ein- 
fluss der Herstellungskosten auf die Mietspreise. — Grund 
und Boden. — Die Baukosten. — Die Kosten der Finan- 
zierung eines Baues. — Der Einfluss der Lage und der 
Entfernung auf die Mieten. — Der Einfluss von Angebot 
und Nachfrage auf die Mieten. — Die Steuern und laufen- 
den Lasten. — Miete und Einkommen. — Schlussbe- 
trachtung. 


Drei Vorträge zum Geld- und Währungsproblem. 
Berlin 1917. Verlag von Dietrich Reimer (Ernst Vohsen), 
Preis # 2.—. 

Geleitwort. Von Konsul H. Waetge. — Die neuen 
Geldtheorien und die Frage der Neuregelung unserer 
Währung nach dem Kriege. Von Prof. Dr. J. B. Esslen. — 
Aufgaben der Geldpolitik nach dem Kriege. Von Univ.- 
Prof. Dr. Liefmann. — Der Krieg und das Geldproblem. 
Von Dr. Kurt Singer. 


Das Hamburgische Hypotheken-Kreditwesen. Von 
Dr. Robert Deumer. Hamburg, Braunschweig, 
Berlin 1918, Verlag von Georg Westermann. Preis 
At 4.50. 

Die Aufgabe der Arbeit. — Die hypothekarische Be- 
leihung. — Die Geldgeber und die Geldbeschaflung. — 
Die besonderen Geldgeberinstitute. — Die Hypothekar- 
reform. — Der Ausbau der hamburgischen Beleihungs- 
kasse für Hypotbeken. — Schlusswort. 


Das Geheimnis der deutschen Kraft. — Das 
werktätige Volk Deutschlands und die Kriegs- 
ziele unserer Feinde. Von Generalsekretär Rich. 
Greupner, Leutnant der Landwehr. Berlin-Zehlendorf- 
West. Reichsverlag Hermann Kalkhoff. Preis A 1.20. 

Vorwort. — Einleitung. — Die Quellen deutscher 

Kraft. — Die Triebkräfte des deutschen Wirtschafts- 

lebens. — Volkswohlstand und Volkslasten. — Wer bat 

die besten und die letzten Trümpfe? — Worauf es jetzt 
noch ankommt. 

Wirtschaftsfriede. Volkswirischaftliche Erwägungen 
zum Waffenstillstande. Von *"*. Wien 1918. Verlag 
des Oesterreichischen Flottenvereins. Preis Kr. 1.10. 

Der grosse papierne Feind. Die Weltpresse als 
Schürer des Deutschenhasses. Von Moritz Loeb. 
Augsburg 1918. Haas & Grabherr Verlag, Preis # 2.—. 


Le Temps. — New-York Herald. — Corriere della 
Sera. — The World. — II Secolo. — Journal des Debats. 
— Die welsche Schweizerpresse. — The Daily Telegraph 
und The Morningpost. — Le Figaro. — De Telegraaf. — 
Le Petit Journal. — Rjetsch. — Die Christianiapresse. — 
Le Journal. — Daily Matin. — Nowoje Wremja. — The 
Times. 

Die Geisteskartothek. Ein zweckmässiges Hilfsmittel 
im Kampf um unsere wirtschaftliche Existenz. Von C. F. 
Roth-Seefrid. München 1918. G. Franksche Hof- 
buchhandlung. Preis # 2.—. 


Mittelstand und Reichsfinanzreform. Von Fried- 


rich Luther. Leipzig 1918. Verlag M. Härtel & Co. 
Nachf. Preis 1.—. 


Die Krlegsnutzung des Waldes. Eine Anleitung zur 
Mobilmachung des deutschen Waldes. Von Prof. Dr. 
v. Mammen und Hofrat Riedel. Dresden und Leip- 


zig 1917. „Globus“ Wissenschaftliche Verlagsanstalt. 
Preis # 1.—. 
Vorwort. — Haupinutzung des Waldes. — Neben- 


nutzungen. — Arbeit und Kapital im Walde. — Die Für- 
sorge für die aus dem Kriege heimkehrenden Arbeiter 
und Kriegsinvaliden. — Gesundheitliche, ethische und äst- 
ethische Bedeutung des Waldes. — Heimatschutz im Walde, 
— Taktische und strategische Bedeutung des Waldes. 


Kriegs- und Friedensfragen. Von Prof. Dr. Georg 
von Below, Dresdenund Leipzig 1917. „Globus“ Wissen- 
schaftliche Verlausanstalt. Preis A 2.50. 

Der deutsche Nationalstaat. — Mitteleuropa und die 
deutsche Grenzsicherung. — Militarismus und Kultur in 
Deutschland. — Gibt es eine beigische Nationalität? — 
Die Reform des preussischen Landtagswahlrechts. 


Wie die kriegführenden Staaten das Geld be- 
schaffen. Deren Schulden bis zum Kriege. Wochen- 
ausweise der Staatsbanken von Deutschland, England, 
Frankreich und Russland Ende Juli 1914 und 1917. 
Von Fab. Landau. Dresden und Leipzig 1917. „Globus“ 
Wissenschaftliche Verlagsanstalt. Preis # 2.—. 

Die Schulden bis zum Kriege. — Die Bewegung der 
Schulden der einzelnen Staaten in Friedenszeiten. — Die 
Ausgaben seit Anfang des Krieges. — Drei Jahre später, 
— Die Bedeutung einer halben Billion. — Zu den Wochen- 
ausweisen der Staatsbanken. 


Meine Diplomatenfahrt ins verschlossene Land. 
Von Legationssekretär Dr. Werner Otto von IIentig. 
Berlin 1918. Verlag von Ullstein & Co. Preis MY 1.25. 


Im heiligen Krieg nach Persien. Von Oberleutnant 
Hugo Erdmann. Berlin 1918. Verlag von Ullstein & Co. 
Preis c# 1.35, 


Die Erdrosselung Griechenlands. Von Ernst von 
Falkenhausen, Major im Grossen Generalstab. Berlin 
1918. Verlag von Ullstein & Co. Preis c 1.35. 


Russische Kriegsgefangene und ihre Eindrücke in 
Deutschland. Herausgegeben von der Schriftleitung 
des „Russischen Boten“. Berlin 1918. Verlag von M. W. 
Meyer. Preis , 0.75. 


Unser täglich Brot. Kulturhistorische Bilder aus guter 
alter Zeit. Von Dr. Johannes Kleinpaul, M.-Glad- 
bach 1918. Volksvereins Verlag G. m. b. H. Preis kart. 
M 2.10, geb. V 3.20. 

Unser täglich Brot.. . — Kulturgeschichtliches von 

Hering und Gänseklein. — Massenspeisungen — Was das 

Leben früher kostete, — Sparsame Wirtschaft. 


Machtpolitik und Idealpolitik. Von Sigmund 
Hellmann, Prof, an der Universität München, München 
und Leipzig 1918, Verlag von Duncker & Humblot. 
Preis 1.—. 


Die gesetzliche Neuordnung des Schledsgerichts- 
Wesens. Denkschrift im Auftrage und unter Mitwirkung 
der Handelskammer von Berlin. Von Dr. Arthur 
Nussbaum, Privatdozent an der Universität Berlin. 
Berlin 1918. Verlag von Julius Springer. Preis o% 3.—. 
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Sozialbesteuerung. Von Dr Ernst Ruzicka. Wien 
1918. Manzsche k. u. k. Hof-, Verlags- und Universitäts- 
buchhandlung. Preis Kr. 4,—. 

Inyalidenstener, — Vermögenssteuer. — Kapitalsteuer. 


Textilersatzstoffe. Von Prof, Dr. Friedr. Tobler 
Dresden und Leipzig 1917. „Globus“ Wissenschaftliche 
Verlagsanstalt. Preis o% 1.50. 

Vorwort. — Gestalt der Fasern, ihr Wert und ihre 
Beeinflussung. — Technische Eigenschaften der Faseın 
usw. — Unser Rohstoff vor dem Kriege — Die Lage 
im Kriege. — Die neuherangezogenen oder wiederbelebten 
Ersatzstoffe. — Behandlung der Ersatbsioffe. — Ersatz- 
stoffe aus Friedenszeit im Kriegsdienst. — Die bisherigen 
Erfolge. — Aussichten der Exsatzstoffe. — Ausblick, — 
Literatur. — Wortregister, 


Ausführiiche Grammatik des verbesserten Espe= 
ranto mit Uebersetzungsübungen zum Selbst- 
unterricht. Von Lehrer Paul Völz. Leipzig-Gohlis. 
Verlagsanstalt Fritz Stephan. Preis e 1.20. 


Oesterreich-Ungarns wirtschaftliche Beziehungen 
zur Schweiz. Von Dr. Max Smolensky, Syndikus 
des Oesterreichisch-Ungarischen Handelsverbandes in 
der Schweiz. Wien 1918. Manz’sche k. u. k. Hof,, 
Verlags- und Universitätsbuchhandlung. Preis Kr. 2.50. 

Die schweizerische Volkswirtschaft und der Weltkrieg, 

— Der Warenverkehr der Schweiz mit Oesterreich-Ungarn. 

— Die wirtschaftlichen Vorkehrungen des Auslandes in 

der Schweiz. — Was kann und soll Oesterreich-Ungarn 

für die Hebung seiner wirtschaftlichen Beziehungen mit 
der Schweiz tun? 


Valutafragen. Von Wilhelm Rosenberg, Wien 1918 
Manzsche k. u. k. Hof-, Verlags- und Universitäts- 
buchhandlusg. Preis Kr. 1.50. 


Militzrstrafgerichtsordnung vom I. Dezember 1808 
nebst Einführungsgesetz. Textausgabe mit kurzen 
Anmerkungen und Sachregister, Herausgegeben von 
Kurt Eisner v. Gronow, Feld-Oberkriegsgerichtsrat. 
Leipzig 1918. Verlag von Philipp Reclam jun. Preis: 
geh. c# 0.50, geb. e. 0.90. 2 

Krlegsgesetze des Deutschen Reiches. J. und 8. Er- 
gänzungsheft. Abgeschlossen am 1. April bezw. I. Juli 
1917. Textausgaben mit kurzen Anmerkungen und Sach- 
register. Herausgegeben von Karl Pannier. Leipzig 
1918. Verlag von Philipp Reclam jun. Preis des 
7. Heftes: geb. c# 1.25, geb. c% 1,80; des 8. Heftes: 
geb. M 1.—, geb. c# 1,50. 

Nationale Kinoreform. Von Dr. Konrad Lange, 
ord. Prof. der Kunstwissenschaften an der Universität 
Tübingen. M.-Gladbach. Volksvereinsverlag. Preis 3. 20. 

Der Krieg und sein Einfluss auf den nationalen Cha- 
rakter unserer Kunst, — Bisherige Abhängigkeit des Kinos 
ı Auslande. — Verbesserung des Lichtspielwesens im 

PER 8 Sinne. — Das Theater des „kleinen Mannes“. — 

Zensur und Gesetzgebung. — Verstaatlichung des Films, 

— USW. 

egsanleihen. Von Paul Rettig. Berlin 

le: ee des Vereins der Bankbeamten zu Berlin. 
Preis . 0.50. 

Lebensmittelversorgung der Schweiz. von 

Die J. Käp i, Abteilungschef im schweiz. Volks- 
Dre schafts-Departement. Bern 1917. Verlag von Ferd. 
eis be Lan | 

deutsche Sachlichkeit und der Weltkrieg. Ein 

Die dent, Völkerseelenkunde, Von Wilhelm Teudt. 
dee bei Bonn 1917. Naturwissensct aftlicher Verlag. 
508 ee der anderen Völker. — Deutsche Sach- 

; en Kriege. — Die Sachlichkeit in den Kriegsziel- 

lichkei en. — Gefahren der deutschen Sachlichkeit, — 

Ben der Lage. — Die künftigen Völkerbeziehungen. 

pronar i zum deutschen Meinungssireit, 

. vor der Verarmung. Beiträge zur Oekonomie 

Batons Iikrieges. Von Martin Koch. Leipzig-Schleussig 
1557 Buchverlag von Richard Kühn. Preis 0.80, 


er! 


Vorwort, — Trügerischer Glanz. — Die wirklichen 
Einbussen der Volkswirtschaft, — Wenn heute der Friede 
käme. 


Macht und Freiheit. Vorträge, Reden und Aufsätze. 
Von Dr. Gustav Stresemann, M. d. R. Halle a. S. 1918. 
Carl Marhold Verlagsbuchhandlung. Preis geh. A 5.—, 
geb. AH 6.—. 

Vorwort. — Napoleon und wir. — Zum fünfzigsien 
Bestehen der nationalliberalen Partei. — Neue Zeiten. 
— Gedanken zur Krisis Juli 1917. — Zu Bassermanns 
Gedächtnis. — Unsere Lage und das deutsche Wirtschafts- 
leben. — Die Herbsikrisis. — Zum ersten Friedensschluss. 
— Zur politischen Lage Februar 1918. 


Die Grossmächte. Richtlinien ihrer Geschichte. Mass- 
stäbe ihres Wesens. Von Martin Spahn. Mit sachs 
farbigen Karten. Berlin-Wien 1918. Ullstein & Co, 
Preis #2 5.50. 

Einleitung, — Das Zeitalter der festländisch-inner- 
europäischen Grossmachtbildung. — England als Weltmacht 
in der Vergangenheit. — Das Zeitalter der Weltmacht- 
bildungen. — Ausblick. — Zeittafel. — Namen- und Sach- 
verzeichnis. — Kartenanhang. 


Die wirtschaftliche Wiederherstellung Kriegsver- 
letzter in der militärischen Ausbildungswerk- 
stätte im Kalser-Wilhelms-Haus für Kriegs- 
beschädigte. Seine Einrichtungen und Ergebnisse. 
Von Dr. Paul Mannheim, Oberstabsarzt d. R. und 
Chetarzt, Köpigl. Sanitätsarzt Berlin 1918. Carl Hey- 
manns Verlag. Preis % 3—. 

Einleitung. — Mittel und Wege für die wirtschaftliche 
Wiederherstellung von Kriegsbeschädigten. — Einrichtungen 
des Kaiser-Wilhelm-Hauses für Kriegsbeschädigte, — Be- 
richt der ärztlichen Abteilung. — Ergebnisse der Anlern- 
werkstatt, — Schlussbemerkungen. 


Freimaurerei und Politik. Eine kritische Studie, Von 
Dr. Peter Gerhardt. Wien 1917. Druck und Verlag-der 
„Reichspost“. : 

Vorbemerkung. — Beschäftigt sich die Freimaurerei 
mit Poliiik? — Verfolgt die Freimaurerei geheime politi- 
sche Ziele? — Ist das Freimaurertum keine Gefahr für 
die Monarchie? — Der Vernichtungskrieg der Loge gegen 
die Monarchie. — Schlusswort, 

Das Vergeltungsrecht der deutschen Kriegswirt- 
schaft mit besonderer Berücksichtigung des 
Bankverkehrs. Vortag, gehaltenin der Vereinigung von 
Banken und Bankiers in Rheinland und Westfalen. Von A, 
Wietuszowski, Geh, Justizrat, Oberlaudesgerichsrat im 
Köln. Köln 1918. Kölner Verlags- Anstalt und Druckerei. 

Beruf und Avancement der Bankbeamten. Fin 
Beitrag zum Problem der Auslese im Bankfack, Von 
Dr. Oskar Stillich, Dozent an der Humboldt-Akademie 
io Berlin. Berlin-Lichterfelde, Volkswirtschaftlicher 
Verlag. Preis A 1.50. 


Der deutsche Volksstaat. Naumann und Heile, 
Erziehung zur Politik, Berlin 1918. Fortschritt (Buch- 
verlag der Hilfe). Preis 4£ 1.20. 

Vier Reden an junge Freunde. Von Fr. Naumann. — 
Nutzen und Notwendigkeit einer deutschen Volkshochschule. 
Von Wilhelm Heile. — Die nächsten Aufgaben der Staats- 
bürgerschule“. — Pläne zu Kursen. — Vorläufige Be- 
stimmungen über die Teilnahme an Kursen, — Wie 
studiert man deutsche Geschichte und Politik? 


Das Kunstsammeln. Eine kurze Einführung in seine 
Theorie und Praxis. Mit 16 Abbildungen. 2, erweiterte 


Auflage. Von Lothar Brieger. München, Delphin- 
Verlag. 

Vorworte. — Das Kunstsammeln. — Gemälde. 
Die Bilderrahmen. — Gemä!designaturen. — Ueber das 
Restaurieren alter Gemälde. — Plastik, — Graphik, — 
Möbel. — Keramik. — Metallarbeiten. — Kleinkunst — 


Textilien. — Türkische Kunst. — Ostasienkunst. — Biblio- 

philie. — Literatur. 

Die Tilgung der Reichs-Kriegsanleihen durch Um- 
Wandlung in eine Reichs-Prämienanleihe, Von 
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Dr. A. Cohen, Amtsrichter. Hamburg 1916. Druck von 
F. W. Rademacher. 

Ein Osteuropainstitut in Breslau. Druck der Bres- 
lauer Gepossenschafts- Buchdruckerei, E. G. m. b. H. 

Ein Appell an die Träumer und an die Arbeiter. 
Von John de Kay, Autor von „Die Weli-Allianz“. 

Die soziale Bilanz des Krieges. Von Parvus. Berlin 
1918. Druck und Verlag: Verlag für Sozialwissenschaft. 
Preis # 0.50. 

Flugschriften der Revolution. Die Rettung aus dem 
finanziellen Elend. Von Wilhelm Keil. Verlag für 
Sozialwissenschaft G. m, b. H. Preis #2 0.50. 


Die ungeheure Schuldenlast. — Wie kann mit der 
Deckung der Lasten begonnen werden. — „Annullierung 
sämtlicher Kriegsanleihezeichnungen“. — Erfassung der 


Kriegsgewinne. — Allgemeine Vermögensabgabe. — Reichs- 
einkommensteuer und Vermögenssteuer. — Ausbau der Erb- 
schaftssteuer. — Erbrecht des Reichs. — Steuer-Sozialis- 
mus. — Vermögenszuwachssteuer. 


Deutscher Verein für Versicherungs-Wissenschaft 
(E. V.) zu Berlin. Bericht über das Jahr 1918. Berlin 
1919. Ernst Siegfried Mittler & Sohn, Kochstr. 68/71. 

Hausrat. Die Beschaffung preiswerten Hausrates für 
Kriegsgetraute, Kriegsbeschädigte und kinderreiche Fa- 
milien durch gemeinnützige Anstalten. Von Dipl.-Ing. 
Erich Leyser. Berlin 1919. Verlag der Bauwelt. 
Preis , 3.50. 

Deutscher Börsen-Kalender und Effekten-Hand- 
buch 1919. Beilage zur „Frankfurter Zeitung“. Frank- 
furt am Main. Selbstverlag der Frankfurter Societäts- 
Druckerei G. m. b. H. Preis für Nichtabonnenten E 2.—. 


Das russische staatliche Kohlenhandelsmonopol. 
Von Dr. Bernhard Treuenfels. Flugschriften der 
Zeitschrift „Freie Wirtschaft“. Berlin-Friedenau 1919. 
Verlag der Freien Wirtschaft, Preis o% 1.50. 


Völkerrechtsverletzungen Grossbritanniens. Nach 
englischen Parlamentspapieren. Von Dr. Ludwig 
Bendix, Rechtsanwalt in Berlin. Breslau 1919. J. U. 
Kerns Verlag. c, 8 —. 

Einleitende Bemerkungen. — Die massgebenden Völker- 
rechtssatzungen. — Die Ansichten der Rechtslebrer. — 
Grundsätzliche Einwendungen gegen die Anwendbarkeit 
verbindlicher Völkerrechtsgundsätze. — Art, 23h der 
Landkriegsordnung. — Verhältnis von Völkerrecht und 
Landesrecht. — Der Standpunkt der englischen Rechts- 
lehre und -praxis. — Der Standpunkt der englischen Re- 
gierung. — Die völkerrechtliche Bedentung der englischen 
Seekriegsbestimmungeun über Beweislast und Beweis- 
vermutungen. — Die Auffassung der Regierung Englands 
und der Vereinigten Staaten in ihrem diplomatischen 


Schriftwechsel. — Die völkerrechtliche Bedeutung des 
Schriftwechsels. — Die Unzulässigkeit der englischen 
Seekriegsmassnahmen in englischer Beleuchtung. — Die 


englische Stellungnahme im Burenkriege und im amerika- 
nischen Bürgerkriege. — Die englische Stellungnahme ım 
französisch-chinesischen Kriege 1885, im japanisch-russi- 
schen Kriege 1904 und bei den Verhandlungen über die 
Ratifikation der Londoner Deklaration. — Die Unzulässig- 
keit britischer Landkriegsmassnahmen in englischer Be- 
leuchtung. — Die englischen Gesetze über die Heran- 
ziehung russischer Staatsangehöriger zum englischen 
Heeresdienste. — Der überlieferte englische Standpunkt 


über die unverletzliche Rechtsstellung der eingewanderten 


Fremden, — Die Vergewaltigung Griechenlands und der 

Einmarsch in Belgien. — Schlussbetrachtung. 

Die Wahrheit über die Bolschewiki. Antwort auf 
Grigorowitsch. Von Helmuth Böttcher. Heft 4 der 
Revolutionsflugschriften. Herausgegeben vom Gencral- 
sekretariat zum Studium des Bolschewismus. Berlin 1919. 
Preis o% 0.40. 

Die Fische in der Kriegswirtschaft. Vom Reichs- 
kommissar für Fischversorgung, Regierungsassessor 
W. von Flügge. In Verbindung mit Referendar 


Walther Becker, Friedberg i. H., Dr. E. Eichel- 
baum, Berlin, und anderen. Berlin 1918. Verlag der 
Beiträge zur Kriegswirtschaft Reimar Hobbing. Preis 
AM 3.— 

Grundsätzliches zum Aufbau der Fischversorgung. 
Vom Reichskommissar für Fischversorgung, Reg.-Ass, Dr. 
Flügge. — Die Einfuhr von Fischen, Schal- und Krusten- 
tieren während des Krieges. Von A. Michahelles, Vor- 
standsmitglied der ZEG. — Die Beschaffung des Fischerei- 
bedarfes. Von Dr. E. Eichelbaum, Berlin, Reg.-Rat Dr. 
H. Maier, München, und Dr. K. Smolian, Berlin. — Die 
Entwicklung der deutschen Dampf-Hochseefischerei. Von 
Direktor Dr, Otto Senst, Geestemünde. — Die Fischerei 
auf Muscheln, Strandaustern und Krabben während des 
Krieges. Von Oberfischmeister Heidrich, Altona. — Die 
Binnenfischerei im Kriege. Von Reg.-Rat Dr. H. N. Maier, 
München. — Die Kriegsorganisation der Fischeindustrie, 
Von Max Stahmer, Hamburg. — Die Fischabfall- Verwertung 
im Kriege. Von Referendar Walther Becker, Friedberg i. H. 
— Die Fischeverteilung. Von Reg.-Rat Richard Mühler, 
Stellvertreter des Reichskommissars für Fischeversorgung 
in Berlin. — Die Preispolitik in der Fischbewirtschaftung. 
Von S. Marzynski, Berlin. 

Vorwort, — Verzeichnis der Reden in den Jahren 
1913 bis 24. Februar 1919. — Orts- und Sachverzeichnis, 
— Namen-Verzeichnis. 


Die Pflicht zur Beschäftigung Schwerbeschädigter 
(Einstellungszwang -Verordnung vom 9. Januar 1919 
(RGBI. S. 28) und Verordnung vom 1. Februar 1919 
(RGBI. S. 132), erläutert von Dr. Hans Boywidt im 
Kriegs-Arbeitsamt). Berlin 1919. Carl Heymanns Ver- 
lag. Preis 2,50 %% 

Text der Verordnungen. — Erläuterungen. — Anhang: 
Ausführungsanordnungen einiger Demobilmachungskommis- 
sare, — Rundschreiben der Hauptfürsorgestelle der Pro- 
vinz Brandenburg und des Magistratskommissars für die 
Kriegsbeschädigtenfürsorge der Stadt Berlin an die Arbeit- 
geber, — Runderlass des Preussischen Kriegsministeriums 
vom 19. November 1918 über Entlassung Schwerbeschä- 
digter in den Verwaltungen und Betrieben der Heeres- 
verwaltung. — Rundverfügung des Preussischen Justiz- 
ministeriums vom 14. Februar 1919, betreffend die Be- 
schäftigung Schwerbeschädigter. — Verordnung über 
Tarifverträge, Arbeiter- und Angestelltenausschüsse und 
Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten. Vom 23. Dezem- 
ber 1918. — III. Abschnitt, Schlichtung von Arbeits- 
streitigkeilen, 


Unser Schicksal nach dem Wilson-Frieden. Eine 
Enthüllung von Dr. IL Brugsch. Berlin W62. Im 
Kommissionsverlag von G. Schönfeld's Verlagsbuch- 
handlung. Preis 0,80 o% 


Welche Lehren ergeben sich aus der öffentlichen 
Angestelltenversicherung für die Sozialisierung 
der privaten Lebensversicherung? Von Dr. Paul 
Brunn, Landesrat in Berlin. Berlin 1919. Verlag von 
Ernst Siegfried Mittler & Sohn, Preis 1 4 

Vorbemerkung. — Die Entstehung und Entwicklung 
der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte. — Die 

Verwaltungskosten bei der Reichsversicherungsanstalt. — 

Schlussfolgerungen. i 

Währung, Wechselkurse und Volkswirtschaft nach 
dem Kriege. Das Gutachten des englischen Währungs- 
ausschusses. Uebertragen und eingeleitet von Hans 
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